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I. Ursachen und Vorgeschichte
I. Am ). Juli 1979 trat die Gesetzesverordnung Nr. 13 ais erstes 
Gesetzesbuch Ungarns über das internationale Privatrecht in Kraft. Ais 
in 1939 das Ungarische Ziviigesetzbuch geschaffen wurde, kam es zu keiner 
Kodifikation des internationaies Privatrechtes. Die Gesetzesverordnung 
Nr. 11 vom Jahre 1960 über das Inkrafttreten und die Durchführung des 
Zivilgesetzbuches hat im § 5 ausdrückiich dekiariert, daß die neue Kodifi­
kation das frühere — im aiigemeinen gewohnheitsrechtiiche — Normen- 
materiai des internationaiesn Privatrechtes nicht berührt. Das internatio­
nale Privatrecht hat also bis zum 1 . Juli 1979 in gewohnheitsrechtlicher 
Form funktioniert.
Wenn wir die Ursachen suchen, ist est gar nicht schwer sie zu finden. 
Über sie zu sprechen ist auch deswegen interessant, weit es doch merk­
würdige Gründe haben muß, daß das internationale Privatrecht, das 
früher in einem gcwohnheitsrcchtlichcn System iebte, jetzt doch auf ge­
schriebenes Recht umsetzt hat. Und auch deswegen, wei) in der inter­
nationalen Literatur ziemhch bedeutend die Ansicht vertreten wird, 
wonach die Aufrechterhaltung der gewohnheitsrechtlichen, bzw. ,.judge- 
made" Regelungsart besonders auf diesem Gebiet begrünet wäre. Das 
hängt wohl zweifellos auch damit zusammen, daß diese Meinung vor 
allen Dingen in den Staaten vorherrschend ist, deren Rechtssystem 
auch sonst gewohnheitsrechtlicher Natur ist, so vor allem in den Vereinig­
ten Staaten. Auf ersten Blick könnte es dünken, alswenn dies aus dem 
Gesichtspunkt des ungarischen internationalen Privatrechtes, bzw. seiner 
Literatur keinen relevanten Umstand darstellen würde. Das internationale 
Privatrecht ist aber überall, so auch im sozialistischen ungarischen Rechts­
system derjenige Rechtszweig, der den Rechtsverkehr des Landes mit aus­
ländischen Rechtssystemen am meisten verbindet, das in der Wissenschaft 
dieses Gebietes noch mehr auf der Hand liegt.
Der Zweifel in bezug der Weisheit der Modifikation erschien am ent 
scheidensten in den Schriften von Ehrenzweigb er hält sich aber auch 
heute ziemlich stark. Die ganz neu geäußerte Meinung von Juenger ist 
ein sehr bezeichendes Beispiel dafür, wonach ,,the wisdom of codifving 
law in general and conflicts in particular has been doubted by tnany".- 
Die Existenz und das Gewicht dieser Ansichten ist nicht zu beweifeln. 
Der Satz aber, wonach ..der sozialistische Boden und das reichliche Klima 
in den sozialistischen Ländern für die Befruchtung der Kodifikations­
ideen besonders günstig ist" kann strittig sein.** Nicht den positiven 
Teil dieser Behauptung betreffend, die nämlich gewiß wahr ist, sondern 
den anderen, bzw. für die Meinung, die in den. die Kodifikation im All­
gemeinen ablehnenden Ansichten zum Ausdruck kommen. Namentlich: 
wonach die ,,Neigung" zur Kodifikation nur für die sozialistischen Staaten 
bezeichnend und alswenn sie keine allgemeine Erscheinung wäre, im Gegen­
teil sogar als die ,.Neigung" zur Kodifikation irgendein negatives Svmpton 
der Rechtsentwicklung, eine Kinderkrankheit wäre, die die sozialistischen 
Staaten am schwersten überwinden könnten.
Es ist bekannt, daß die Kodifikation ,,im allgemeinen die Rolle des 
geschriebenen Rechts" sogar im amerikanischen Rechtssystem immer 
stärker wird. Der Umfang der Gesetzgebung ist vielleicht hier am brei­
testen. Eine Erscheinungsform dieses Vorganges ist, daß die Vereinigten 
Staaten heute über einen umfaßenden großen Handelskodex (Uniform 
Commercial Code) verfügen, bzw, daß es zu einer Zusammenfassung des 
internationalen Privatrechtes in eine Art ,,kodifiziertes" System in der 
Form des ,,Restatement 2nd of Conflicts Law" kam; obgleich es keine 
Rechtsquetlc darstellt, spielt es doch im rechtssoziologischen Sinne eine 
bedeutende rechtsformende Rolle. Dafür aber, du/? </<e Nw/i/l/.v/ö'rm r/c.s 
öderaud'cwc/e?? /Vfru/rec/dCA' cbm u/b/e/acdm A'r.sc/möooüy L/, bieten nicht 
nur die in den sozialistischen Staaten vollzogenen Kodifikationen des
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Privatrechtes Beispiele, sondern auch zahlreiche Tatsachen in den e n t­
wickelten kapitaiistischen Staaten. Nicht nur die Haager Abkommen und 
der einheitliche Kodex der Latein amerikanischen Staaten, der sogenannte 
B ustam ante Kodex.
Worauf wir in diesem Zusammenhang in erster Reihe hinweisen 
können, ist der Umstand, daß che Kodifikation des internationaien Privat- 
rechtes in Italien und der Schweiz — wie allgemein bekannt — im Gange 
ist. in Portugal (U)6 6 ) und Österreich (1078) beendet wurde, während in 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ein Vertragsentwurf über das 
internationale Obligationenrecht fcrtiggestellt wurde, der berufen ist 
für einen großen Teil von Europa das internationale Privat recht dieses 
Gebietes allgemein kodifiziert zu regeln.
Die Darstellung der konkreten Um stände, die — den inneren Gegeben­
heiten der Rechtsentwicklung dieser Länder entsprechend — in den ein­
zelnen sozialistischen Staaten zur Verwirklichung der Kodifikation bei­
getragen haben, würde zu weit führen. Es wäre gleichfalls interessant bei 
den Argumenten und Gründen verweilen, die der Kodifikation gegenüber 
das Gewohnheitsrecht, die gerichtliche Rechtssetzung für besser halten. 
W ir m üßten uns von Savignv bis Ehrenzweig mit den Argumenten vieler 
A uthoritäten auseinandersetzen die in bezug der Rechtssystemc und E n t­
wicklungsverhältnisse. un ter denen sie erschienen sind, gewiß über einen 
großen W ahrheitsinhalt verfügen. Dieser ,,Prozeß" ist aber genügend gut 
bekannt. Bei der Darstellung der Kodifikation des ungarischen in ternatio ­
nalen Privatrechtes ist jedoch genügend, wenn wir bei der Feststellung 
dessen bleiben, das auch die obigen Tatsachen gewiß bestätigen können, 
daß das ungarische Recht mit der Schaffung des Kodexes auch im Zeichen 
einer im allgemeinen immer stärker werdenden Rechtsentwicklungstend­
enz einen bedeutenden Fortschritt erzielt hat.
2. Was nunm ehr die aö Acren Grn?;de betrifft, die den ungarischen 
Gesetzgeber letzten Endes zur Kcdifizierung des internationalen P riva t­
rechtes veranlaßt haben — dam it ein jahrhundertealtes Gewohnheits­
recht in Rechtsgeschichte umwandelnd — waren die folgenden (von denen 
mehrere ansonsten zum „R ang" der Motivierung der Gesetzverordnung er­
hoben wurden):
Der im Rahm en der Entwicklung der friedlichen internationalen 
Beziehungen immer größer werdende internationale Handels-, Personen- 
und Yermögensverkehr stellte — wie wir darauf schon hingewiesen haben. 
-  die Kodifikation des internationalen Privatrechtes überall in Europa in 
den Vordergrund. Die hochgradige Entwicklung des internationalen 
Handels- und Personenverkehrs hat die Zahl der Rechtsverhältnisse von 
der Seite des internationalen Privatrechtes betrachtet in großem Maße 
erhöht, deren Organisierung und Regelung teils durch das System des 
internationalen Handelsrechtes, teils jedoch durch das Zivilrecht, Arbeits­
recht der innerstaatlichen Rechtssysteme, im Rahmen der persönlichen 
Verhältnisse durch das Fam ilienrecht, das Recht des geistigen Eigentum s 
und des Verfahrensrechts in breiterem Sinne erfolgt. Zur entsprechenden
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Anwendung dieser sind die modernen Normen und Institute des inter­
nationalen Privatrechtes nötig.
Das zeitgemäß geregette internationaie Privatrecht steüt ein 
bedeutendes Mitte) der auch von Ungarn übernommenen Verpflichtungen 
xur Förderung der internatiomden Zusammenarbeit und der entsprechen­
den rechttichen Bedingungen dar, die in dem Schlußakt der Konferenz, von 
Helsinki. bxw, in der Deklaration der \'N über die wirtschaftliche)) Rechte 
und Pflichten der Staaten formuhert wurden.
r^ Die hervorragend starke Außenhandelsorientiertheit, die die 
Wirtschaft Ungarns kennzeichnet, machte und macht auch heute den 
Ausbau jener Institute notwendig, die die genannte Außenhandels-orienti- 
ertheit im internationalen W irtschaftsverkehr optima) vermitteln und 
fördern. Iti Bezug der RGW Länder sind für zahlreiche Typen der Vertrüge 
Bedingungen und anderer allgemeinen Bedingungen zustandegekommen. 
Das internationaie Privatrecht ist jedoch auch in diesem Beziehungen für 
die in den AHgemeincn Lieferbedingungen nicht geregelten Fragen not­
wendig. )n unseren Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zu anderen 
Ländern der We)t ist aber das moderne international Privatrecht xur 
Zeit das entscheidende, beinahe alleinige vermitteinde. auftüsendc recht 
tiche Mitte). Es ist wahrscheintich kein Zufall, daß der Gemeinsame Markt, 
wie wir schon früher darauf hingewiesen haken, auf diesem Gebiet durch 
ei)) Abkommen gemeinsam kodifiziertes Recht vorbereitet, obgieich er 
übrigens ein in vieicr Hinsicht stark harmonisiertes materielles Recht 
hat.
dj Einer der allgemeinen Grundsätze des soziatistischen Rechts- 
denkensim Bezug der Rechtsentwicklung besteht darin, daß das Recht in 
einer zugunsten der gegebenen gesellschaftlich-wirtschaftlichen Ansprüche 
crfo)gtcn Gesetzgebungen — a)so kodifiziertes Gesetzesrecht zu verhör 
pern ist.
c) Es ga!t scho)i sozusagen a)s ein Ihestigeverlust. d:tß Ungarn keine)) 
modernen Kodex des internatiomden Privatrechtes hatte, dessen Mangel 
besonders durch den Umstand hervorgehoben wurde, daß auch die übrig­
ens möglichen Mitte) der gcwohnheitsrechtlichen Praxis feh)ten (z. B. 
die regelmäßige Veröffentlichung der teitenden oder charakteristische)) 
Urteile) und die Praxis daher unübersichtlich war. woraus sclbstvcrständ- 
lieh folgte, daß sie nicht als eine einheitliche Rechtsprechung betrachtet 
werden konnte. Die andere Konsequenz war die stark problematischc 
Lage der Rechtssicherheit auf diesem Gebiet: man konnte nicht einmal 
den Rechtssicherheitserwartungen entsprechen, denen die gewohnheits­
rechtlichen Normensysteme, die über geeignete Mitte! verfügen, im allge­
meinen doch entsprechen.
yj Eine Art Mange) der rechtliche)) Kultur war auch auf diesem Gebiet 
stark spürbar, der seine Wirkung auf die juristische Hochschulbildung, 
sogar auf die Weiterbildung nach der Universität eben nicht in positivem 
Sinne spüren ließ. Weder der Rechtsunterricht, noch die Rechtsliteratur 
konnten über das ungarische internationale Privatrecht ein klares und 
eindeutiges Bild geben. Die ansonsten sehr entwickelte und intensive un-
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garische L ite ra tu r des internationalen P rivatrechtes selbst war nicht 
imstande den umrissenen tatsächlichen Zustand des internationalen P ri­
vatrechtes als nicht-existent darzustellen.
f// Als ein Grund für die jetzt erfolgte Kodifikation wirkte offensicht­
lich auch der Umstand. obwohl nicht als entscheidend qualifizierbar. daß 
die ungarischen Juristen viele Energie in die Vorbereitung von wieder 
holten Kodex-Entwürfen investierten, die wir später noch kurz zusammen 
fassen werden. Das hat die schnelle Beendigung der Kodifikation an Ende 
der siebziger Jahre ermöglicht, da deren Notwendigkeit auf allen Ebenen 
bewußt wurde, und zu den entsprechenden gesetzgeberischen Maßnahmen 
führte.
3. Das führt schon zur Eoryc.sc/iic/de des- /fode.rc.s-. (] m wesentlichen 
stellt auch diese die Gesamtheit von Ursachen und Umständen dar. aber 
genauer auf die Geburtsbedingungen des Kodexes konzentriert.) Bezüglich 
der Prägen, die das ungarische internationale Privatrecht neben seiner 
gewohnheitsrechtlichen Natur in einzelnen Teilgesetzen (z. B. in der 
familien- und verfahrensrechtlichen Gesetzgebung), sowie mittels völker­
rechtlicher Duellen, insbesondere in den Kcchtshilfeabkommen funktioniert 
hat, welche bedeutende literarische Tätigkeit (unter anderen Kodifika­
tion) die Entwicklung des ungarischen internationalen Privatrechtes för­
derte. können wir hier nur auf die Literatur verweisen. '
Die Vorgeschichte der Kodifikation beleuchtet ein wenig auch den 
inneren Vorgang der sozialistischen ungarischen Rechtsentwicklung im 
allgemeinen sowie die Entwicklung und Rolle des internationalen Privat­
rechtes im besonderen. Es lohnt sich daher diese kurz darzulegen.
Dem jetzt in Kraft getretenen Kodex gingen 4 Entwürfe voran.
In den ungarischen Kodifikationsbestrebungen gab es vielleicht kein 
anderes Beispiel dafür, daß nicht weniger als 4 Entwürfe in 30 Jahren dem 
schließlich doch geschaffenen entsprechenden Gesetzbuch vorangegangen 
wären. Obwohl die viel ..mitgemachte" — alte ungarische zivilrechtliche 
Kodifikation 4 Entwürfe erlebt hat. die an der Krankheit verschiedener 
geschichtlicher Situationen und im Kampf im wesentlichen gleicher gesell­
schaftlicher Gegensätze gestorben sind.s hat die sozialistische Rechtsent­
wicklung solche Erscheinungen im allgemeinen nicht geschaffen. Eine 
entsprechende rechtsgeschichtliche Analyse könnte die Ursachen feststellen. 
die in der Kodifikation des internationalen Privatrechtes trotzdem zu 
diesem Ergebnis führten. Hier kurz soviel. Die sozialistische gesellschaft­
lichwirtschaftliche Umgestaltung einerseits, die weitere innere Entwick­
lung andererseits und dazu die Schaffung der grundlegenden sozialist­
ischen Rechtsinstitute und Kodizes, der Ausbau des gesamten sozialisti­
schen Rechtssystems ließen zu diesem I PR-Kodex nicht genügend Zeit 
und Energie frei. Der andere Umstand ist offensichtlich, daß die persön­
lichen und wirtschaftlichen Kontakte im früheren Abschnitt der Entwick­
lung aul diesem Gebiet keine solche elementare Erfordernisse angezeigt 
haben, wie die heutigen.
Der erste von den 4 Entwürfen stammte von Zs/wB; ¿'zdgxy. Der ist 
1948 erschienen, obgleich der Verfasser eine hervorragende Persönlichkeit
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in der ungarischen Wissenschaft des internationalen Privatrechtes sein 
Werk noch in den Jahren vor 1947 geschaffen hat. Der Entwurf ist eigent­
lich die Zusammenfassung seiner Forschungen, Erfahrungen in einem äu­
ßerst ausführlichen Kodex und in dessen Motivierung, den schwereren 
Problemen der damaligen historischen Entwicklung gegenüber eine Art 
wissenschaftliche Privatunternehmung. Antizipation der Erfordernisse 
späterer Jahre. Anbietung der Formen, die für die voraussichtlichen Be­
dürfnisse in der Stille des Studierzimmers gereift wurden."
Nicht dem Verfasser können Worwürfe gemacht werden daß der 
Nachkriegszeit-Friede bald in kalten Krieg überging und der Anspruch auf 
das internationale Privatrecht schon aus diesem Grunde seine Kraft bald 
und stark cinbüßen mußte. In der inneren Rechtsentwicklung wurden die 
sozialistische Umwandlung des Rechtssystems, der Ausbau der Institute 
des sozialistischen Zivilrechtes und die Verwirklichung einer materiellen 
Normenordnung auf die Tagesordnung aufgenommen, ohne die oder vor 
der die Kodifikation des internationalen Privatrechtes ein wenig die 
Errichtung eines Daches bedeutet hätte können, unter dem nicht einmal 
das Gebäude fertig ist.
Nach der Schaffung des 19üO in Kraft getretenen Zivilgesetzbuches 
kam es bald zu den Vorbereitungsarbeiten der Kodifikation des inter­
nationalen Privatrechtes. Das wurde durch zwei Umstände veranlaßt. 
Einerseits haben sich das ungarische sozialistische Zivilrecht, Familien 
recht, Arbeitsrecht und Prozeßrecht — also diejenigen Institute von 
denen die Regelung des internationalen Privatrechtes ausgehen mußte, 
bzw. auf die sich letzten Endes diese Regelung zu beziehen hatte, schon 
entfaltet und nunmehr genügende Energie zur Kodifikation des Kollisions- 
rechtes freiblieb. Andererseits erschienen die Verhältnisse des internatio­
nalen Verkehrs vom Anfang der Ober Jahre in früher nie gesehenem Maße 
und differenzierter als je zuvor. Für die früheren -Jahre konnte die auch in 
der internationalen Literatur vertretene Annahme gelten, daß die sozial 
istischen Staaten kein entwickeltes und differenziertes internationales 
Privatrecht benötigen, nachdem sie mit der Außenwelt relativ beschränkte 
Verbindungen aufrechterhielten. Mitte der über Jahre hörte jedoch diese 
Situation gänzlich auf. Diese Feststellung, bzw. der Hinweis auf obige 
Umstände ist auch in den einleitenden Bemerkungen zum zicG/CM A'abrar/* 
zu lesen. Dieser zweite Entwurf ist von der Werkstatt der Wissenschaft 
entsprossen. Die Kodifikationskommission des Instituts für Staats- und 
Rechtswissenschaften der Ungarischen Wissenschaftlichen Akademie war 
es. die die Ansprüche der Entwicklung die Notwendigkeit der Kodifika­
tion bewußt gemacht und auch in der Form eines Kodex-Entwurfes in 
Umlang brachte.' Es lohnt sich die einleitenden Bemerkungen die die Ver­
fasser des zweiten Entwurfes diesbezüglich machten, hier anzuführen. 
,.Unter den gegebenen Umständen sind die Bedingungen zur Kodifikation 
des ungarischen internationalen Privatrechtes reif. Der internationale 
Handels- und Personenverkehr ist mit früheren Zeitabschnitten verglichen 
äußerst bedeutend geworden. Diese Änderung ist in quantitativer und 
qualitativer Hinsicht sehr schwerwiegend. Es war diesen Änderungen zu
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verdanken, daß man in einer Reihe der sozialistischen S taaten  Gesetze 
über das internationale P rivatrecht geschaffen hat — nämlich wo es 
früher keine solche gab, oder nur Teilregelungen vorhanden waren, bzw. 
neue geschaffen wurden, wo die früheren Gesetze den modernen E rforder­
nissen nicht entsprachen. Gleichzeitig wurde au f verschiedenen in terna­
tionalen Fori — un ter anderen mit ungarischer Beteiligung — mit groß- 
angelegten Kodifikationsarbeiten begonnen."^
Der zweite Entwurf hat mit seinen 11 Kapiteln und 87 relativ kurzen 
Paragraphen, mit einer Regelung, die umfassend, jedoch nicht zu detailliert 
die Harmonie zwischen grundsätzlichen Rahmen und dogmatischer Kon­
kretheit zum Ausdruck brachte, in der Literatur, sowie beim für die Kodi­
fikation zuständigen Organ, nämlich im Justizministerium großes Inte­
resse erregt. Das hat nach einer breiteren Diskussion über den Entwurf 
die Errichtung einer neuen Kommission durch das Justizministerium ver­
anlaßt. die dann den offiziellen Entwurf nach gründlicher Erörterung und 
Komplettierung verfaßte (der frühere Entwurf war ja das Werk einer wissen­
schaftlichen Stelle — wenngleich unter Mitwirkung zahlreicher Staats­
organe vorbereitet). Im Rahmen der Kodifikation des ungarischen inter­
nationalen Privatrechtes kann dieser Entwurf, der 1!)70 fertiggestellt 
. wurde als der dri//c A'a/a'ar/ betrachtet werden. Wie ausführlich und groß­
engelegt der hinzugefügte beinahe 500-seitige Motivcnbericht war. ebenso 
umfassend und detailliert wurde auch dieser dritte Entwurf verfaßt: 
seine 181 §-e haben insgesamt 50 Seiten gefüllt.
Diese bedeutenden Kodifikationsbestrebungen sind trotzdem  stecken­
geblieben. d. i. sie haben nicht zur Vollendung geführt. Einer der ob jek ­
tiven Gründe dafür war gewiß das mit dem neuen W irtschaftsm echanis­
mus notwendig gewordene Kodifikationsprogramm, in dem das ungarische 
sozialistische Zivilrecht — als M utterrecht des internationalen P riv a t­
rechtes — in eine bedeutende Entwicklungsphase geriet und wesentlich 
modifiziert wurde, andererseits hat die Verwirklichung dies Programms 
so große Fncrgien beansprucht, die Gesetzgebungskörperschaften und 
staatliche Organe so sehr sehr in Anspruch genommen, daß das in ternatio ­
nale Privatrecht wieder in den H intergrund rückte. Mit der Entfaltung 
des neuen wirtschaftlichen Mechanismus, darin und dadurch mit dem 
neuen Zivilgesetzbuch sowie mit den zusätzlichen grundlegenden zivil- 
rechtlichen Kodifikationswerken wurde auch die zweite große Kodifika- 
tionswelle des sozialistischen Zivilrechtes in Ungarn beendet. In dieser 
Lage haben die Vertreter der Wissenschaft mit besonderem Nachdruck 
die Notwendigkeit der Schaffung eines Kodexes über das internationale 
Privatrecht betont. Die Argumente und Grundm otive haben wir oben 
bereits dargelegt. Das Justizm inisterium  hat diese Gründe und Überle­
gungen zu eigen gemacht und nunm ehr beschlossen, daß der Kodex 
über das internationale Privatrecht im Rahmen des K odifikationspro­
grammes unverzüglich in den Rechtsetzungsplan der Gesetzgebungs­
organe einzugliedern sei. Das -Justizministerium hat dementsprechend 
eine aus Fachleute der Theorie und Praxis bestehende Kommission mit 
der Vorbereitung eines neuen Entwurfes beauftragt, der dann dem
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Gesetzgebungsweg übergeben werden kann. Als Grundsätze der Arbeit 
wurden angegeben: Beibehaltung der Werte früherer Entwürfe, jedoch 
unter Berücksichtigung der neueren inländischen und internationalen 
Erfahrungen. Folgerungen, die sich aus den neueren internationalen 
Yeträgen Ungarns ergeben. Lebensnähe, Ökonomie und Klarheit in der 
Struktur und Fassung. Dieser Entwurf kann in der Geschichte der 
Kodifikation des ungarischen internationalen Privatrechtes als ricr/cr 
A'/diCM?/ bezeichnet werden. Der Entwurf war 078 fertig, und wurde
— mit den Bemerkungen der Fachabteitung für internationales Privat­
recht des Ungarischen Juristenverbandes sowie der oberen Staats organe 
(Ministerien) bereichert, unter deren entsprechender Berücksichtigung
— 107!) dem Präsidialrat der Ungarischen Volksrepublik unterbreitet. der 
den Kodex am 31. Mai 107!) auf den Rang einer Gesetzesverordnung 
erhoben hat.
H. Kodex und System
4. Die das ungarische internationale Privatrecht jetzt kodifizierende 
Rechtsquclle — die erwähnte Gesetzesverordnung Nr. 13 vom Jahr 1070
— nennt sich zwar nicht Gesetzbuch, sie kann jedoch als solches, uö A'odca* 
tyMo/i/izier/ Herden.
Das wichtigste Merkmal eines Kodexes, daß er einen ganzen gegebenen 
Kechtszweig umfasst, erhebt die Gesetzesverordnung auf den Rang eines 
kodexes. Die allgemeinen Regel (Kapitel I. §§ 1 —0.) gelten mit ihrer spezi­
fischen Funktion — w ie ein mathematischer Koeffizient auf alle Sätze in 
Klammern — auf das Ganze des Kodexes, alle Rechtsverhältnisse bzw. 
Rechtsstreitigkeiten die im Regelungsbereich des Kodexes auftauchen. 
Das ist gleichfalls eine offensichtliche Eigenschaft des Kodex-Charakters. 
Die allgemeinen Bestimmungen umfassen die bekannten allgemeinen in 
stitute des internationale Privatrechts: Priorität der internationalen Ver­
träge dem nach inneren Kollisionsrecht anzuwendenden Recht gegenüber 
(§ 2 .), die Qualifikation (§ 3.) Renvoi (§ 4.), Feststellung des Inhaltes fies 
ausländischen Rechts (§ 5.), Reziprozität (§ <!.). Nichtanwendung des 
ausländischen Rechts, in diesen) Kreise Vorbehalt der öffentlichen Ord­
nung (§ 7.) fraudulöse Anknüpfung (§ 8 .).
5. Das Ny.sVeM! des Kodexes erscheint in den einzelnen Kapiteln. Den 
einleitenden allgemeinen Regeln folgen IQ Kapitel — mit diesen zusammen 
in 75 Paragraphen. Diese 10 Kapitel umfassen alle wesentlichen Fragen 
des Kollisionsrechts (des Zivil-. Handels-. Arheits-, Familienrechts, des 
Rechts der Geistesschöpfungen), erstrecken sich auf das Verfahrensrecht, 
die Zuständigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Cr 
teile. Diese thematische Vollständigkeit einerseits, die Tiefe der Regelung 
im Kreise der einzelnen konkreten Normen andererseits deuten darauf 
hin. daß es sich wirklich um ein umfassendes System, das Gepräge der 
fraglichen Rcchtspuellc betreffend um ein Gesetzbuch, einen Kodex handelt. 
Die 10 Kapitel sind ansonsten die folgenden: Kapitel II regelt in §§ 1 0 — 18 
den rechtlichen Status der Menschen, des Staates als international pri- 
vatzechtliches Rechtssubjekt und der juristischen Personen. Das relativ
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kurze Kapitel IM hat das Recht der Geistesschüpfungen, das Authoren- 
rcclit und das Recht des gewerblichen Rechtsschutzes zu in Gegenstand. 
Kapitel IV regelt in §§ 21 —23 das Eigentumsrecht und andere dinglichen 
Rechte, im Kapitel V erscheinen die Normen des internationalen Privat- 
rechts in Bezug des Obligationenrechts vor allem der Verträge (§§ 24 — 31). 
der Haftung für außervertraglich verursachten Schaden (§§ 32 — 34) 
und schließlich der ungerechtfertigten Bereicherung (§ 35). Kapitel Vi 
bietet in eineni einzigen umfangreichen Paragraphen (§ 36) sämtliche 
kollisionsrechtliche Regel des Erbrechts. Eines der größten Kapitel ist 
das über das Famitienrecht. Kapitel VII regelt folgende Fragen: die Ehe 
und deren Gültigkeit (§§ 37 — 38). persönliche und Vermöge ns Verhältnisse 
der Ehegatten (§ 30), Ehescheidung (§§ 40 — 41), Personenstand der Kinder 
(§ 42), Adoption (§§ 43 — 44), Rechtsverhältnisse zwischen Eltern und 
Kindern (§ 45), Anwendung des für das Kind günstigeren Rechts (in diesem 
Paragraphen gibt der Gesetzgeber eine bedeutende Wahlmöglichkeit in die 
Hand des Richters, namentlich daß er das ungarische Recht anwenden 
darf, wenn es für das Kind günstiger ist — § 46), Verwandtenunterhalt 
(§ 47). Vormundschaft und Pflegschaft (§§ 48 — 40), schließlich ein kurzer 
aber wichtiger Paragraph, der die sogenannte einstweilige Verfügung 
regelt, d. i. die Situation, da im Interesse der Unterbringung, des Unter­
halts oder der Fürsorge eines in Ungarn wohnhaften Ausländers eine .Haß 
nähme notwendig ist, die keinen Aufschub duldet, wofür das ungarische 
Recht anzuwenden ist. Kapitel VIH ist den) Arbeitsrecht gewidmet (§§ 
5) 13). Ein wieder unifangreiches Kapitel ist das die Fragen der Zu
ständigkeit regelnde Kapitel IN. das in §§ 54 — 62 die allgemeine Regel der 
Zuständigkeit der ungarischen Organe, die ausschließliche Zuständigkeit 
das Problem der ausgeschlossenen Zuständigkeit, sowie Ausbedingung der. 
Zuständigkeit zum Gegenstand hat. Kapitel N beinhaltet die verfahrens­
rechtlichen Bestimmungen (§§ 63 — 60). Kapitel N1, das letzte Kapitel des 
Kodexes regelt die Anerkennug und Vollstreckung der ausländischen 
1 rteile (§§ 7^ ' — 74).
Die erwähnten Kapitel des Kodexes schließen die Schlußbestimmun­
gen mit einem einzigen bedeutenden Paragraphen ab. Diese erstrecken 
sich — außer des Inkrafttretens der Gesetzesverordnung und anderer 
(die alten Rechtsnormen außer Kraft setzenden) Bestimmungen auf eine 
wesentliche Frage in Bezug des Inkrafttretens und der nach dem Kodex zu 
beurteilenden Rechtsverhältnisse, lin § 75. Abs. 2 wird nämlich erklärt, 
daß die Bestimmungen des Gesetzbuches auch auf die Rechtssachen an­
zuwenden sind, die aus vor dem Inkrafttreten zustandegekommenen 
Rechtsverhältnissen entstanden sind. Abs. 3 geht noch weiter: es wird 
eine eindeutige Beurteilung der ausländischen Entscheidungen für den 
Fall geschaffen, wenn diese vor dem Inkrafttreten des Gesetzbuches ge­
troffen wurden. Diese sind demnach auch dann anzuerkennen, wenn das 
Problem der Anerkennung nach diesem Zeitpunkt aufgetaucht ist: Aus­
nahme bildet der Fall, wenn ein ungarisches Gericht oder Behörde in der­
selben Rechtssache schon früher entschieden hat: da kann natürlich die 
ausländische Entscheidung nicht anerkannt werden.
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III. Grundsätze, Anknüpfungsgrundsätze und wichtigere Institute
H. Von den Grundsätzen möchte ich hier drei hervorheben. Einer ist 
eingenttich der prinzipielle Inhalt der Funktion des Kodexes, der andere 
die Gleichwertigkeit der Rechtssystenic. der dritte — der hauptsäch 
lieh vom vorherigen iolgt — der Kodifikationsgrundsatz oder die Anschau 
ung. in dem. bzw. in der die funktionsbedingte Regelung tetztlich erscheint.
In Bezug der /Vo/Gim/ des Kodexes wird im § 1 .,die Entwickiung der 
friedtichen internatifmalen Beziehungen" an die erste und bestimmende 
Stehe gesetzt. Das folgt aus dem oben schon erwähnten Anspruch, wonach 
das Recht der groben internationalen, wirtschafttichen und persönlichen 
Kontakte umfassenden Revolution dienen soll. Auf Grund der universellen 
Erfahrung der Gesellschafts- und Rcchtsentwicklung ist das nur durch 
die grundsätzliche und praktische Anerkennung und im System von mo­
dern konzipierten Kollisionsnormen vermittelte Anwendung der Rechte 
der durch (lie internationalen Rechtsverhältnisse berührten Staaten durch 
inländische Organe möglich. Die 7^K/a'ic№cay der/ricc//ic/ma 
De2¿e/<!M7p/CM, die/ried/ir/;e Aoeai.s/errs Kooperu/io?; — wie Lajos Vékás
mit Recht feststellt — ..die jahrhundertalte Bestrebung des internatio­
nalen Privatrechts, den Interessen anderer Staaten Anerkennung und 
Ehre zu gewähren, ist heute in eine neue eigenartige Belechtung geraten. 
Sie bekam nicht nur eine wohlklingende Benennung, sondern ihre Ver­
wirklichung ist heute vielmehr ein elementares Interesse der Menschheit als 
je zuvor."" Das ist die jeweilige Erscheinung der Konzeption, die in der 
Entwicklungsgeschichte des internationalen Privatrechts im XVII Jahr­
hundert durch Voet formuliert wurde, als er über die Ratio dieses Rechts­
gebietes dissertierte, und die Lehre der ccmd/M-s- ausarbeitetc: daß nämlich 
der Staat eines Forums ein anderes Statut (nicht seine eigene rechtliche 
Regelung) aus Schätzung und Höflichkeit dem anderen Staat gegenüber 
(aus dieser gewissen comitas) anwendet*". Nach den Statutisten hat 8a- 
vigny dasselbe ..freundliche Zulassung" genannt. Obwohl anders klingend, 
jedoch in demselben Sinne kommt dies bei heutigen Verfassern zum Aus­
druck: in der ,,internationalen Zusammenarbeit" von Eck, in der ,,E r­
weiterung des Internationalismus" von Kahn-Freund, in den von Vitta 
empfohlenen Sätzen, wonach die Rechte und Fori gleich sind, oder in 
der Ansicht von Schmitthoff, wonach auch unveräußerliche ausländische 
Rechte existieren und geschützt werden miißcn oder — die Koexistenz in 
der Anschauung der sozialistischen Verfasser, die quasi zu einem allge­
meinen Kollisonsprinzip erhoben wird und die, als Bestrebung der 
sozialistischen Rechtsliteratur auch bei westlichen Authoren mit Aner 
kennung betont wird.'*
Aus den Gesagten geht klar hervor, daß das ungarische Gesetzbuch 
über das internationale Privatrecht den Grundsatz der Entwicklung der 
internationalen Beziehungen, der friedlichen Koexistenz und der Zusam­
menarbeit nicht nur zum Dienste der heutigen Verkehrsansprüche zum 
Lcitprinxip erhoben hat, sondern damit auch diese Hauptströmung der über­
lieferten Wertordnung das internationalen Privatrechts weiter verstärkt.
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7. ln engem Zusammenhang mit den obigen muß erwähnt werden, 
daß der Kodex dadurch, daß der Weg dem traditioneHen Prinzip des inter­
nationalen Privatrechts entsprechend vor der Anwendung der ausländ- 
ischen Rechtsnormen in Bezug der (ausiändische Elemente beinhaltenden) 
Tatbestände im allgemeinen geöffnet wird, darin die Cieir/ncerPy^eii 
der M/dioMu/e?; Vfer/de A'er/d.s.s//.s7en;e^ , also den Grundsatz der modernen 
comitas, quasi neo-comitas zum Ausdruck bringt.
Die Gleichwertigkeit der Rechtssysteme der Staaten wird im Ge­
setzbuch in mehreren Zusammenhängen betont, es wird sogar hervorge­
hoben. daß diese unter den Staaten ungeachtet dessen besteht, daß ihre 
gesellschaftliche Systeme verschieden sind. Diesem Prinzip entspricht 
die wichtige Bestimmung im § (S. Abs. 2 wonach ,,die Anwendung eines 
ausländischen Rechtes aus dem Grunde an sich nicht abgelehnt werden 
kann, daß das gesellschaftlich-wirtschaftliche System des ausländischen 
Staates von dem Ungarns abweicht''. Diese Bestimmung erscheint anson­
sten im Kreise der VM'A/GfMM'e?7dM7;y ausländischer Rechte im Kodex, 
namentlich nach der Regel des PorAcAnZ/.s der A/'/'cydA'fAc?; OräbrMrn/. womit 
der Ausnahme-charakter der Anwendung der Vorbehaltsklause] betont 
wird, und jedenfalls der Umstand, daß das abweichende Gesellschaftssys­
tem allein nicht zur Ablehnung des ausländischen Rechts führen kann. Es 
ist offensichtlich, daß diese Regel den unentbehrlichen Grundsatz, sogar 
die Grundlage der internationalen privatrechtlichen Beziehungen der 
Länder verschiedenen gesellschaftlichen Systems, überhaupt des inter­
nationalen Handels- uhd Personenverkehrs darstellt. Von demselben 
Ursprung ist eigentlich im Kodex die Regelung der Gcyca.s-cd/'y/ci/, wo­
nach ..die Anwendung des ausländischen Rechts — mangels abweichender 
gesetzlicher Regelung — von der Gegenseitigkeit nicht abhängt" (§ 0). Die­
se Regel wird durch Abs. 2 des gleichen Paragraphen noch weiter ver­
stärkt: wenn nämlich eine Rechtsnorm die Anwendung eines ausländischen 
Rechts von der Reziprozität abhängig macht, muß letztere bis zum Beweis 
des Gegenteils als bestehend betrachtet werden.
ln diesem Kreise ist es vielleicht interessant darauf hinzuweisen, daß 
der Kodex OM/ frye/n/efyn? uMgdr%fA/ü'A<? A'cyc/aMy der .1 /nrc/¿d?/ay der 
/te/or-wm rerzir/dc/ /ad. Dahinter steckt die Absicht, die Offenheit nach 
außen, dieses Erfordernis der Zusammenarbeit in den internationalen 
Beziehungen, oder ihre erwünschte Atmosphäre — wie wir auch immer 
formulieren — zu verstärken. Diese Bestrebung kommt im Kapitel über 
die Anerkennung ausländischer gerechtlicher und behördlicher Entschei­
dungen zum Ausdruck, in dem der ungarische Gesetzgeber weitgehende 
Garantien für die Geltung und Vollstreckung ausländischer Urteile und 
Entscheidungen gewährt. Eine eigenartige Neuigkeit darin ist auch, daß 
Ehescheidungsurteile ausländischer Gerichte, die ungarische Staatsbürger 
betreffen, und die früher in Ungarn nicht anzuerkennen waren, nunmehr 
nach dem Kodex als auch in Ungarn gültig anerkannt werden (§ 71).
Hier haben wird schließlich die MdcöidAyrAe ccr/a öy e/¿s/cc A A  c A'cr/ds- 
/AAIyAed, Ur^ cerA.s/'ü/ciy/'ef/, die-s-AesMy/irAen r(?cA//:rAe?7 NAdM.S' vom am#- 
AönA'.srAcH .S'Am/.S'AMryer;; /an/ //ebwd/o.sem 2?/ erM-dAmeM. Es muß betont
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werden, daß der neue Kodex in dieser Hinsieht — ansonsten der früheren 
Praxis entsprechend — weitgehend das Prinzip des rcybac /n/bma/Z ais 
Grundlage verwendet. Diese Gleichstellung von Ausländern und Heimat 
tosen wird im $ 15 formutiert: ..Auf die Rechtsfähigkeit utat Handlungs­
fähigkeit. ferner Personen- und Vermögensrechte sowie Verpflichtungen 
eines ausländischen Staatsbürgers oder eines Staatslosen — wenn die 
Rechtsnorm keine abweichende Regelung beinhaltet — sind dieseben 
Regel anzuwenden, wie auf die Inländer". Die Bedingung ..wenn die 
Rechtsnorm keine abweichende Regelung beinhaltet" beabsichtigt keines­
falls den Weg von einschränkenden Bestimmungen, irgendwelchen diskri­
minierenden Maßnahmen oder Retorsionen anzubahnen, für diese ein 
feingesehnitztes Tor zu öffnen. Tatsächlich handelt es sieh darum, daß das 
Hauptprinzip des persönlichen rechtlichen Status der nichtungarischon 
Staatsbürger im Kodex selbst im allgemeinen die Anwendung des Rechts 
der eigenen Staatsbürgerschaft der betroffenen Staatsbürger, die sogen 
annte lex patriae, also nicht die des ungarischen Rechts ist. Wenn wir auf 
Grund des früher angeführten § 15 auf das Personalstaut jedes ausländ­
ischen Staatsbürgers oder Heimatlosen einfach nur die ungarischen Re< hts- 
normen an wenden würden, wäre das mit der Liquidierung der erwähnten 
Funktion ries internationalen Privatrechts gleichbedeutend. Hier handelt 
es sich in der l at um eine Art .Minimalgarantie, ob es um Rechtsfähigkeit, 
ob um Handlungsfähigkeit oder Personen- und Vermögensrechte, bz.w. 
ihre Verpflichtungen geht. In diesen Problemkreis gehört auch das all­
gemeine Erfordernis, daß die ausländischen Staatsbürger im allgemeinen 
'/¡e.s'eMc zivilrechtliche Erwerbsfähigkeit haben, wie die /a/Zba/rr. Diese 
Regel wünscht fernerauch zum Ausdruck bringen, daß in dem Falle, wenn 
im Sinne des Kodexes in irgendeiner konkreten Frage letzten Endes das 
ungarische Recht anzuwenden ist. sind dieselben Rechtsnormen maß­
gebend für die Entscheidung des Falles die anzuwenden wären, wenn kein 
ausländisches Element im Rechtsverhältnis vorhanden wäre, also die im 
allgemeinen geltenden relevanten inländischen Normen I ngarns. Es 
kann so dünken, atswenn die ungarischen Normen in diesem Kreise in 
positiv-begtinstigender Meise in den Vordergrund gestellt wären. Ich 
habe diese Regelung nur deswegen hervorgehoben, weil ich die Gleichbe 
rechtigung der Ausländer auf diesem Rechtsgebiet un I ngarn betonen 
wollte, und zwar wieder auf den Problemenkreis orientiert, den wir in 
diesem Punkt erörtern, namentlich auf die Gleichheit und die Gleichbe­
rechtigung der Rcchtssysteme der Staaten. Das régime national kommt 
natürlich auch in vielen anderen Paragraphen des Kodexes vor. so zum 
Beispiel im § 64 in Bezug der Prozeßfähigkeit, oder in den weiteren Ab­
sätzen des schon angeführten Paragraphen 15 die allgemeine Handlungs­
fähigkeit der Ausländer betreffend (diese Bestimmungen erklären, daß der 
Ausländer nach ungarischem Recht und vor ungarischen Fori in Bezug 
seiner Geschäfte auch in dem Falle für handlungsfähig erklärt werden 
kann, wenn er in seinem eigenen Lande nach seinem Recht noch nicht 
handlungsfähig wäre, jedoch im Sinne des ungarischen Rechts die gege 
bene Person schon über Handlungsfähigkeit verfügt).
[34  EEREXCMÁM.
8. Die eigenartige Dialektik und den kreativen Antagnonismus der 
Verflechtung von Funktion und Grundsätzen birgt die AVc/ds.sirAcrAci/ 
und als Pfand der a;a/erie7/reeA/7tc7;e?rBer/oriea/ier?Aed der /7eye7aa(/ ?*der 
7iadi/i7a/io?(J. die A'A;.s/;Vi/ä/ ia .sic7i.
a^ Ein großer Verdienst des Kodexes ist — wie früher schon betont 
wurde — (faß er durch seine bloße Existenz eine Atdftvter/e /?erA/*%/2eye 
ermögiieht und fördert. Der Kodex schreibt dem Richter jene gewisse 
jeweiiige comitas vor: er so)! auf das ausländische Etement des Tatbe­
standes bedacht sein, durch dessen Vermittiung und auf Grund der darauf 
gebauten ungarischen Koßisionsnorm er die inatcricllrechtliche Bestim­
mung des ausländischen Staates zu berücksichtigen, und dieser auf dem un­
garischen Forum Geltung zu geben hat. Der Kodex hat durch seine Exis­
tenz ein großes dogmatisches Gewicht geschaffen: durch seine eingehende 
und umfassende Regeiung. durch das öfters eindrucksvoll, teilweise vielle­
icht zu sehr ,,geschulte*' System der allgemeinen und besonderen Teile, 
durch die Aufeinandergeschlossenheit seiner Grundsätze und Institute, 
deren engen Zusammenhang, mit allem, womit die Kodifikation auch auf 
dem Gebiet des internationalen Rrivatreehts die A'er/;t.s.sá'7ier7iei/ erreichen 
wollte. Es ist unstreitig, daß der Gesetzgeber mit der Eindeutigkeit und 
der strengen Kibcrnctik der Anknüpfungsgrundsätze — soweit es über 
haupt möglich war — auch vom Werte der Foraa.?*e7<AarAed das meiste 
bieten wollte. Fr hat den Satz bewußt weitergeführt, beziehungsweise 
auch im internationalen Brivatrecht verwirklicht, den in Bezug dieses 
Rcchtszweiges István Szászy — einen kodifikatorischen Hauptgrundsatz 
seines beinahe anderthalb hundert Paragraphen umfassendes Entwurfes 
wciterentwickclnd und verallgemeinernd — formuliert hat: ,,Eine Haupt - 
bcstrebung des Gesetzgebers in den sozialistischen Ländern auf dem Gebiet 
des internationalen Privatrechts stellt die Gewährung der Rechtssicher­
heit in internationalem Ausmasse dar. Die erste Bedingung hiefür ist die 
Schaffung von festen und klaren Normen des internationalen Privat 
rechts."i- Das ist wohl auch im allgemeinen der Grundsatz aller kodifizi­
erten Rechte, auch die sozialistischen Rechte inbegriffen.
AJ Es wird aber erst jetzt richtig bewußt, wie weit diese Bestrebung im 
internationalen Privatrecht verwirklicht werden kann. Ob die positiv­
rechtliche Verehrung des Kollisionsbefehls — wie eindeutig auch immer 
dieser formuliert sei — in der eigenartigen Normenstruktur des interna­
tionalen Privatrechts und bei dessen spezifischen Regelungsmethoden, da 
eine im voraus unbekannte Zahl der möglichen Kollisionen mitspielen 
kann — also bei einer hochgradigen Eventualität der in den Fällen des 
internationalen Rrivatreehts tatsächlich berührten Rechtssysteme — 
immer Voraussehbarkeit, Rechtssicherheit bedeutet? Hier taucht der große 
Problemkreis auf. der in der amderaea Adera/ar de* 7a/eraa/ioaa7ea RrdaV- 
rec7d.s 3M eiaer yead.s'.sea /feco/w/ioM, sw etwer .l/c/aiaorpAose de* ddcraaAoaaVea 
/A'ira/ree/d*. zur dessen Neuorientierung führte.
Worum handelt es sich hier? Darum, daß der Gesetzgeber dem Wesen 
des internationalen Privatrechts entsprechend seine Forein in der Tat 
durch diesen Zweig des Rechtssystems von der Verpflichtung enthebt
OASIPR-GESETZBUCH UNGARNS [gg
(mit dem schon erörterten Zweck: Entwicklung der internationalen Bezie­
hungen, neo-comitas usw.) sein Recht anzuwenedn, sogar erwartet er von 
ihnen ausdrücklich, daß sie, eien entsprechenden Bestimmungen nach, 
ein ausländisches Recht anwenden. Hs handelt sich ferner darum, daß die 
Normordnung dieser Hnthcbung. zufolge der früher erwähnten Wert­
ordnung, der Eventualität des kihernetischen Normenkomplexes der ver­
schiedenen leges und der Rechtssystemkollisioncn letzten Endes in Bezug 
ihres gesellschaftlichen W ertinhaltes, d. i. der materiellrechtlichen Lösung 
der gegebenen Rechtsverhältnisse bedeutend leer, werturteilfrei ist. es 
gibt darin keine materiellrechtliche Gerechtigkeit (justness). wie das in 
der internationalen Literatur formuliert wird. Im Interesse der mecha­
nischen Transponierung der allgemeinen Funktionen des Rechts 
der Rechtssicherheit und Voraussehbarkeit wird hier doch eine Rege­
lung vorherrschend, die zu sehr detailliert, ausschließlich eine Lösung er­
möglicht. also mit ihrer Eindeutigkeit im internationalen Brivatrecht eher 
als zu starr betrachtet werden kann. In anderen Rechtszweigen kann diese 
Regelung wirklich objektiv geeignet sein die Rechtssicherheit und Vor­
aussehbarkeit zu fördern, hier aber kann die ähnliche Methode nur auf der 
Ebene einer materiellrechtlich werturteilarmer, oder völlig werturteil­
freier Form ähnliche Ergebnisse erzielen. Daraus entsteht dann der dog­
matische Virus, das leere kybernetische Spiel, oder das Glasperlenspiel der 
wandelnden Komposition der Anknüpfungsgrundsätze vieler Art, wie es in 
der internationalen Literatur in kritisch gefärbten Feststellungen zu lesen 
ist. Darauf kam dann die Reaktion, jene gewisse, schon erwähnte Revo­
lution, Metamorphose bzw. Neuorientierung im internationalen Privat- 
recht. Nämlich daß den Richter, den Gesetzgeber und einen jeden der im 
Rahmen des internationalen Privatrechts ein wirkliches Lebensverhältnis 
sieht und zur besseren Lösung helfen will, /e/zkm A'ar/cs eines in/ere.s.sierb' 
MMM u'ird f/er n;u/erie//rec/d/icAelTer/ sein? Was für eine materiell-
rechtliche W ertordnung, welcher Gerechtigkeitsinhalt verwirklicht wird? 
Dieses und nicht die dogmatische Selbstbewegung der vermittelnden Kolli­
sionsnormen — ihre Geschlossenheit, formelles Rechtssicherheitsver­
sprechen — ist das W esentliche!
Im Zeichen dieser Gedanken — oder eben in der erwähnten Revolu­
tion — ist die Foran;-7'/;eorie rou AMre?t2wei<y en/s/nnden. die auf die Wert 
ordnung des Forums ein großes Gewicht legt, da sie für die nicht geregel­
ten Fragen eine zeitgemäße Kollisionsnorm sucht. (Wir müssen betonen, 
daß Ehrenzweigs Forum-Theorie von vielen mißverstanden wurde, da 
man ihr zuschrieb, daß er um jeden Preis das Forum in den Vordergrund 
setzt — gegen seine eigene Formulierung: ,.Sofern irgendeine positive 
Kollisionsnorm nicht die Anwendung einer ausländischen Rechtsnorm ver­
langt. hat man die Entscheidung auf die bewußte de lege lata Auslegung 
der Heimatnorm, d. i. der Forum-Norm gründen, die eine der Parteien 
ablehmen würde, wenn nämlich die Parteien übereinstimmend die An 
Wendung der Haimatnorm wünschen, hört das Problem auf Problem zu 
sein. Wenn diese Auslegung weder zur Zurückweisung der Klage noch zur 
Anwendung der ausländischen Norm führt, soll man -  ein richtig ge-
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wähltes und verfahrendes Forum  voraussetzend — das Recht des Forums 
als eine grundlegende, beziehungsweise wie ich sie nennen würde, als 
ietzte Zufiuchtsnorm  anwenden")- Auf jeden Fall gilt es für diese Forum ­
anschauung, daß die Auslegung der berührten de lege lata-N orm  die Achse 
der ganzen Sache bildet. Des näheren die theoretische Deklarierung dessen, 
daß das borúm alles letzten Endes — zwar in dem gegebenen, abgegrenz­
ten Kreis — nach seiner eigenen rechtlichen und moralischen W ertord­
nung entscheidet, und verleiht dieser Entscheidungsweise diesen oder jene 
schönen Namen, konstruiert rings herum eine beliebige Theorie, wodurch 
es die gesuchte niatcriellrechtliche Gerechtigkeit auch nach dem in ternatio­
nalen Privatrecht postuliert, die nämlich durch das Forum  materiellrecht- 
liche Gerechtigkeit genannt wird. Das wird wahrscheinlich meistens das 
Recht des Forums sein, jedoch nicht unbedingt.
Ein Zeichen der fraglichen .Metamorphose ist die sogenannte Lehre des 
óe.s.sercM /t'c/p.s (bettcr law), die im konkreten Rechtsverhältnis beziehungs­
weise im Rechtsstreit diejenige Kollisionsnorm zu konstruieren bestrebt 
ist, die die bessere Lösung, natürlich die bessere m ateriellrechtlichc Lö­
sung preferiert. Natürlich so. daß wenigstens ein Elem ent des Rechtsver­
hältnisses die Anwendung desjenigen kollosionsrechtliehen Anknüpfungs­
grundsatzes ermöglicht, der zum besseren Recht, zur besseren m ateriell­
rechtlichen Lösung führt. Wie es auch immer erfolgt, ist es eine materiell- 
rechtliche wertordnungsorientierte Konzeption des internationalen Rechts. 
Noch mehr gilt es für die Theorie des transnationalen Rechts.
Die YTcwi'e des /¿cc/d.s in ihrer extrem en Form em p­
fehlt sogar dem Richter eine m etajuristische Freiheit. Gibt es hinsichtlich 
einer konkreten Rechtssache, die in einer konkreten Relation auftaucht, 
einen geregelten kollisionsrechtlichen Befehl oder gibt es ihn nicht, das 
muß den Richter nicht stören, er soll die m ateriellrechtlichen Normen der 
im Rechtsverhältnis berührten Systeme, die durch die gegebenen Rechst- 
systeme formulierte materiellrechtliche W ertordnung berücksichtigen, und 
von diesen irgendeine Gerechte — wertbeständig qualifizierbare — Norm 
schaffen, quasi einen goldenen Mittelweg, eine überbrückende Lösung, 
eine aus den zwei berührten Rechtssystemen sich nährende sogenannte 
Zweirechte — oder binominale — NormD
Diese au f innere rechtliche W ertordnung orientierte Konzeption des 
internationalen Privatrechts hat ihre m arkanteste Form ulierung in dem 
Spanierfall, der in der internationalen L iteratu r weit und breit angeführt 
wird. Die Gerichte der Bundesrepublik die im Zeichen der strengen Ver­
ehrung der Dogmatik des internationalen Privatrechts in den Fällen in ter­
nationalen Charakters Vorgehen, haben — die obersten Instanzenin be­
griffen — zum Beispiel wiederholt verkündet, daß ledige (nie früher ver­
heiratete, also nicht geschiedene) spanische Staatsbürger mit geschiedenen 
deutschen Damen keine Ehe schließen dürfen. Die Begründung lau tete 
durchgehendes so, daß der ausländische Partner, in diesem Falle der Spa­
nier ehefähig sein muß. Das ist aber andererseits nach dem H eim atrecht, 
also nach spanischem Recht zu beurteilen, ln  dieser Hinsicht bestand das 
spanische Reccht darin, daß eine Vorbedingung der Mhefähigkeit des
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spanischen Staatsbürgers die Ehefähigkeit des auständisehcn Ehe])artners 
ist, also in unserem Falle daß die deutsche B raut ehciahig ist. Nachdem bei 
der Beurteilung des Falles das spanische Recht die Ehescheidung nicht 
anerkannte, verfügte die geschiedene deutsche Dame über keine Ehe­
fähigkeit, und dam it konnte auch der spanische Partner nicht als ehe- 
fähiges Subjekt qualifiziert werden, obgleich er nie in einer Ehe lebte. Xu 
diesem Ergebnis führte also die auch in der deutschen L iteratur oft e r­
wähnte dogmatische Starrheit, der dogmatische Virus in einem Lande — 
wie die Bundesrepublik — in dem die Ehescheidung als ein verfassungs­
mäßiges Grundrecht gilt. Eine Zeit lang führte diese Praxis dazu, daß es zu 
solchen Eheschließungen außerhalb der Bundesrepublik kam, bis die 
Sache vor das deutsche Yerfassungsgericht kam, das in seinem oft zitierten, 
erwähnten Erteil die Auffallen erregende These geltend m achte: die Vor 
Schriften des deutschen internationalen Privatrechts und die Anwendung 
des durch sie berufenen ausländischen Rechts Arm Einzelfall an den 
Grundrechten zu m essend' Diese Qualitätskontrolle des internationalen 
Privatrechts nach der inneren materiellrechtlichen W ertordnung wurde 
zweifellos in dieser These am klarsten und eindeutigsten formuliert. Es 
handelte sich hier nicht darum , daß das Forum die Yorbehaltsklausel zur 
Ausschließung — Ablehnung der ausländischen Norm verwenden w ürde. 
Es ging um viel mehr: um das Verhältnis der aus der Dogm atik der Nor 
men des internationalen Privatrechts folgenden Losungen, und der grund­
legenden Prinzipien der nationalen Rechtssysteme, konkret darum , daß 
die letzteren in diesem Verhältnis Priorität genießen m üßten beziehungs­
weise müssen.
Es würde zu weit führen, wenn wir die in dem Spanicrfall formulierte 
These, beziehungsweise die früher erw ähnten Konzeptionen in ihren Einzel­
heiten weiter analysieren wollten. Eine oder andere stellt offensichtlich die 
extrem e Form derjenigen Tendenz dar. in der die Praxis des internationalen 
Privatrechts und die L iteratu r die Auflösung des schon erwähnten Wider- 
spruches zwischen der aus der dogmatischen Eindeutigkeit folgenden Even­
tu a litä t und der Einstellung auf die matericllrechtliche W'ertoricnticrtheit. 
Die H auptfrage von der Seite ries internationalen Privatrechts ist offen­
sichtlich, wie weit das internationale Privatrecht selbst — zufolge seiner 
Regelungsart und seiner eigenartigen Mittel — zur Verminderung dieses 
Widerspruches geeignet ist, wenn nicht eben zur dessen Aufhebung. Ohne 
hier die ausführliche Analyse dieser Frage einzugehen — wofür wir an ­
sonsten au f eine intensive L iteratu r hinweisen können'^ — die Haupt 
probletnc können wir wie folgt beantworten.
rnQ Neben der Durchsetzung der dogmatischen W erte des internatio 
nalen Privatrechts handelt cs sich nicht um eine au f allen Gebieten gleich 
mäßige E ventualität. Diese ist au f dem Gebiet des Obhgationenrechts 
größer (sowohl in den Fragen der Verträge, wie der außervertraglichen 
Haftung); hier können nämlich die Kollisionsnormen vieler Art. und die 
ebenso vielartige Kollisionvariationen bei der eindeutigsten Kollosions- 
norm — was das tatsächliche Endergebnis betrifft — zur starken Geltung 
der E ventualitä t führen. Schon kleiner ist aber die Möglichkeit der Even-
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tualität im Bereich der Rechtsstellung der Personen, wo einerseits zwei 
Anknüpfungsgrundsätze vorherrschen, nämlich (he ¡ex patriae und die ¡ex 
domicihi. andererseits zahlreiche internationale Abkommen eine einheit 
tichere materieürechthche Praxis gewähren. (Die Rechtsvereinheitlichung 
berührt solche Fragen, wie die Gleichheit der Rechtsfähigkeit, zahlreiche 
Abkommen im Kreise des Famihenrechts. auch in Bezug der juristischen 
Personen zum Beispiel (he Haager Abkommen oder die in gewissen Rechts- 
hüfeabkommen aufgenommenen Bestimmungen über die Beurteüung der 
juristischen Personen.)
Freihch. ist ein gewisser Grad der matcrichrechthchen Eventuali­
tät auf jeden Fall vorhanden. Deren Verminderung kann fördern, wenn 
man die Kohisionsnorm möglichst auf die möghehe rechtsvergleichende 
Synthese der matcrichrechthchen Wertordnungen baut. Es ist deshatb 
zweckmäßig bei der Schaffung der Kohisionsnormen (hesc Methode anzu­
wenden. Diejenige Kohisionsnorm. die im voraus damit rechnet, wetche 
wichtigere materieürechthche Wertordnungen durch ihre Anwendung zu 
Wort kommen, teitt offensichthch auf einer minimaten Ebene das Wesen 
und wichtigere Eiemente dieser Wertordnungen, sie formuhert ja ihre 
Verweisungsnorm unter Berücksichtigung dieser Etemente. Die Kollisi- 
onsnorm. die auf die Synthese der materiehrechthchen Lösungen gebaut 
wird, ist daher auch an sich ¡jedeutend wertorientiert.
Ein weiteres bedeutendes Mittet der Auflösung des Widerspruches 
kann in den fotgenden bestehen. Im ahgemeinen besonders aber auf den 
Gebieten, wo die Voraussehbarkeit und die Kogenz kein so sehr begründe­
ter Anspruch ist (wie zum Beispiet im Obhgationenrecht. wo die Dispositi- 
vität auch in materiehrechthchen Zusammenhängen in bedeutendem 
Maße vorherrscht, wo atso der Gesetzgeber (he materieürechthche Lösung 
nicht im Voraus ¡jestimmen wih, sondern dies nur akzessorisch für den 
Faü tut, wenn die Parteien keine andere Vereinbarung getroffen haben). 
Auf diesen Gebieten soh a)so der Gesetzgeber bestrebt sein, entsprechende 
ahgemcine Institute (Renvoi. Qualifikation, günstigeres Recht. Grundsatz 
der stärksten Beziehung u. s. w.) sowie elastische Anknüpfungsgrundsätze 
auszuarbeiten, und ein differenziertes System von diesen einzusetzen. In 
entsprechenden konkreten Fähen und in einem sotchen Rcgetungsbereich 
ist nicht einma) (he sogenannte Forumanschauung als ein verteufeltes 
Ding zu beurteilen, wie es sich sowohl in der sozialistischen wie im nicht- 
sozialistischen internationalen Privatrecht auch widerspiegelt. Bei der 
Zusammenfassung dieser These handelt es sich also darum, daß der Ge­
setzgeber dem Richter ertauben soh. was er tuen nicht imstande ist: den 
Wesenspunkt der individuellen (nid ahgemeinen Gesichtspunkte in den 
Zusammenhängen des konkreten Falles zu behaupten, damit das richter 
liehe Gerechtigkeitssuchen das internationale Privatrecht im Zeichen der 
materiehrechthchen Anschauung konkretisiere, und so die Lücken fülle, 
die geschriebene kohisionsrechtliche Norm interpretiere. Wenn der Gesetz­
geber zu starr ist, nur solche Kohisionsnormen anwendet, die nur diese 
oder nur jene Lösung ermöglichen, erschwert er seine Hauptaufgabe: er 
selbst kann ja in der Eventualität ohnehin nicht alles voraussehen, und
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so wird er auch den Richter an der Bestrebung hindern, soiche Lösungen 
su zuchcn, die der Wertordnung von ihr beiden am meisten entsprechen.
Es ist sicher, daß die obige Konzeption zu verwirklichen keine ¡eichte 
Aufgabe ist. Es handelt sich dem Anschein nach um eine widerspruchsvolle 
Sache. Einerseits, daß das Wesen des internationalen Privatrechts im 
,,Hereintassen", die Anwendung des ausländischen Rechts vor den in­
ländischen Forein besteht. Andererseits, daß es eine allgemeine Auffas­
sung ist, wonach das Streben nach einer ausführlichen und mehr vollende­
ten Regelung die Voraussehbarkeit und die Rechtssicherheit im Recht 
fördert. Drittens, das dies im internationalen Privatrecht nur formell ver­
wirklicht werden kann. Viertens, daß die Anschauung des internationalen 
Privatrechts, die die Vorteile der materiellrechtlichen Rechtssicherheit und 
W ertorientierung sucht, das oben zum ersten erwähnte Element, dadurch 
das Wesen des internationalen Privatrechts selbst fraglich machen kann, 
wenn wir die materiellrechtliche Wertorientiertheit üherspannen.
Ein logischer und zugleich inhaltlich widerspruchloser Ausweg von 
dieser Situation ist kaum möglich. Solange es keine Rechtseinheit auf 
dem ganzen fraglichen Gebiet in Bezug jedes möglichen Landes gibt — und 
es wird gewiß sehr lange keine geben — besteht kein anderer Ausweg als 
der goldene Mittelweg in der Verwirklichung der unter a) —c) erwähnten 
Grundsätze. Man sollte jedoch sich nicht allzu sehr fürchten, daß die im 
Zeichen der materiellrechtlichen Wertorientiertheit angewandten kolli- 
sionsrechtlichen Mittel, solange man diese nicht übertreibt, die Funktion 
des internationalen Privatrechts einschränkt oder fraglich macht. Alan 
pflegt meistens die Forumanschauung beschuldigen, daß sie eigentlich der 
Liquidierung des internationalen Privatrechts gleichkommt. Die Forcie- 
rurungdes Forums ist es, die die Funktion des internationalen Privatrechts 
unwirksam macht, wodurch die Anwendung eines ausländischen Rechts 
möglich wird. Selbst von dieser Forumanschauung konnte DuM trotzdem 
mit Recht schreiben: ./Die künstliche Ausdehnung der lex fori ist die 
letzte Zuflucht des Kollisionsrechts an seinem Endpunkt, ehe seine Ver­
neinung."*"
c) Die f/urye.s/e///e i.s/ ro/rA ia der Aw/i/'i An/ioa.swAe/ der .sosi-
u/i&'/i.seAea Leader er.se/deaea. Das kann mit einigen Beispielen gut ver­
anschaulicht werden. Der tschechoslowakische Kodex über das internatio­
nale Privatrecht regelt im § 10 das auf die Verträge anzuwendende Recht. 
Das Gesetz besagt, daß in dem Falle, wenn die Parteien diesbezüglich 
keine Vereinbarung trafen, ,,ist auf ihre Dbligationsverhältnisse das­
jenige Recht anzuwenden, dessen Anwendung der rationellen Regelung 
des gegebenen Verhältnisses entspricht." Darauf folgend stellt derselbe 
Paragraph für zahlreiche Vertragstypen konkrete Kollisionsnormen fest, 
immerhin mit dem auflösenden Koeffizienten in Form einer einleitenden 
Bestimmung, daß ,,mit Rückricht darauf (nämlich auf die gesagte all­
gemeine Regel) in der Regel" dieses oder jenes Recht auf dieses oder jenes 
Vertragsverhältnis maßgebend ist. Darin ist die Konzeption des Gesetzge­
bers klar zu erkennen, daß er dem Richter auf diesem Gebiet des Obliga­
tionenrechts eine bedeutende Rolle zuteilen will, und zwar zur Gewährung
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der wertorientierten Lösung, die er durch eine solche elastische Methode 
erreichen möchte. Die Hauptregel des sowjetischen internationalen Privat­
rechts in Bezug der Außenhandelsgeschäfte ist die Anwendung des am 
Ort des Geschäftsabschlusses gehenden Gesetzes. Das wird aber durch 
den 2. Absatz des fragiiehen Artikels 126 an die sowjetische materielt- 
rechtiiehe Regelung gebunden und zwar dadurch, daß der Ort des Handels- 
abschlusses nach sowjetischem Recht auszulegen beziehungsweise zu 
bestimmen ist. Das Gesetz vom Jahr 1901 über die Grundlagen der zivil- 
rechtlichen Gesetzgebung der Sowjetunion regelt in seinem erwähnten 
Paragraphen das internationale Privatrecht der Verträge nicht ausführ­
licher: in kaum einigen Zeilen wird hier die Stellungnahme des Gesetzge­
bers formuliert, worin die Geltendmachung eines beträchtlichen Teiles der 
innerstaatlichen materiellrechtlichen Regelung in jeder Weise auf diesem 
Gebiet zur Geltung kommt. Das polnische Gesetz über das internationale 
Privatrecht steht in der Präge ries Renvoi auf Grund der völligen Freiheit 
(§ 4.): (es erkennt die Rückverweisung und die Weiterverweisung ohne 
Einschränkung an): es ist bekannt, das eines der Hauptargumente der 
Beschränkung des Renvoi die Bevorzugung der Rechtssicherheit gegen­
über den Vorteilen ist, die die Regel des Renvoi sichern kann. Der 1974 ver­
öffentlichte jugoslawische Entwurf über das internationale Privatrecht 
beinhaltet in Bezug der Verträge in) § 29 eine der tschechoslowakischen 
Lösung ähnliche Regelung. Es ist aber erw ähnenswert auf § 2 hinzuw eisen, 
der die nicht geregelten Fragen betreffend auch im allgemeinen besagt, 
daß für diese die Grundsätze des Gesetzes, die rechtlichen Grundsätze der 
Jugoslawischen Sozialistischen Föderativen Republik und die allgemein 
anerkannten Grundsätze des internationalen Privatrechts maßgebend 
sind.'* Alan könnte die Beispiele noch lange anführen. Aus den bisherige)) 
ist es jedoch klar, daß die erwähnte Erscheinung auch im sozialistischen 
Zivilrecht sozusagen naturgemäß vorhanden ist. Die Bestrebung nämlich, 
daß der Gesetzgeber auf zahlreichen Gebieten des internationale)) Privat­
rechts durch eine elastische allgemeine Regelung ermöglicht, sogar auf 
die Anwendung solcher Normen des internationalen Privatrechts bezie­
hungsweise auf eine solche Auslegung der Nonnen orientert, die aus dem 
Gesichtspunkt des materieHrechtlichen Endergebnisses zum optimale)) 
Erfolg führen können.
d) Was nunmehr die /fodi/iYn/ioM, des ?)HyGn.sr/ieu bderMrdicwrde?) 
PnÖYdrer/d.s uu/die.sen) Ge.sh7d.s/rM):/d ¿e/ri//7. kann man sagen, daß dieser 
die Rechtssicherheit mit dem Grundsatz der elastische)), differenzierten 
Regelung vereinbaren wollte, die auch de)) materieHrechtlichen, wertorien­
tierten Lösungen den Weg öffnet. Die Praxis der Zukunft wird zeigen, 
wieweit dies gelungen sei. Auf Grund des nunmehr geltenden Normensys­
tems beziehungsweise der Kodifikationsgrundsätze des Gesetzbuches kan)) 
hier Folgendes gesagt werden (das durch die nachstehende Darstellung 
der wichtigeren Anknüpfungsgrundsätze und Institute demonstriert 
werden kam).
aaj Die Kodifikation strebte nach Nutzbarmachung der ausländi­
schen Erfahrungen der Entwicklung des internationalen Privatrechts.
1 1 AXXALHS Sectio Iuridica Tom. XXIIi .
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und die Werte der dargelegten wichtigeren Bestrebungen integrieren. An 
der Vermittlung von diesen Elementen war die Literatur des ungarischen 
internationalen Privatrechts besonders beteiligt.
Im Ausbau der Normen des internationalen Privatrechts (der 
Anknüpfungsgrundsätze und Jnstitute) war einer der entscheidenden Ge­
sichtspunkte daß diese Normen dem inneren (gesellschaftlichen, wirt 
schaftlichen. Verkehrs ) Inhalt der zugrunde liegenden niateriellrecht- 
lichen Rechtsverhältnisse optimal entspreche. Dieser Inhalt — als ein 
Faktor, der auch die Norm des internationalen Privatrechts in die Rich­
tung der Wertoricnticrtheit lenkt — leitete die Entscheidung darüber, 
welches Element in den einzelnen Rechtsverhältnissen den entsprechenden 
Anknüpfungsfaktor in sich trägt: welches Element die Verweisungsnorm 
als solche bezeichnet, worauf der Anknüpfungsgrundsatz optimal gebaut 
werden kann.
<"<") Der Kodif'ikator wollte den so entstehenden Anknüpfungsgrund­
satz durch eine Art Anreicherungsprozeß weiter verfeinern: in einer rechts­
vergleichenden Anschauungsuchteer danach in welchem Vaßedie materiell- 
rechtlichen Lösungen in Bezug einzelner Institute in den verschiedenen 
Ländern abweichen, wieweit diese miteinander harmonisieren, und dem 
zufolge wo man die freie Rechtswahl der Parteien oder die richterlichc 
Rechtswahl freier gestalten müßte, beziehungsweise wo man eine großere 
innere kollisionsrechtlichc Kogenz anstreben sollte.
(M) Damit hängt der folgende Grundsatz zusammen. Nämlich, daß 
im Kreise solcher Fragen die der Herrschaft und Lenkung der Parteien 
stärker unterworfen sind, so im Bereich des Obhgationenrcchts. wurde 
das anderswo stärker unterstrichene Prinzip der Rechtssicherheit durch 
die elastische Regelung ergänzt. Die elastische Regelung ermöglicht, daß 
die Praxis im konkreten Falle eine den Eigenheiten des gegebenen Palles 
und dem allgemeinen materiellrechtlichen Wertsystem mehr entspre­
chende Lösung suche und verwirkliche, um damit die aus der übertriebenen 
positivistischen Anschauung und der Lhivoraussehbarkeit der Kollisionen 
von Rechtssystemen entstehende materiellrechtliche Eventualität ver­
mindere.
In gewissen Fragen demgegenüber (zum Beispiel Rechtsstellung 
der Personen. Ehe. Verfahren. Vollstrekkung) war die eindeutige Regelung, 
i. d. der Anspruch der Rechtssicherheit im internationalen Privatrecht 
stärker. Das schließ freilich nicht aus. daß der Kodifikator mit rationellen 
Ausnahmen auch hier mit auf der Hand liegenden Ansprüchen des Lebens 
rechne, wie zum Beispiel — wie unten dargelegt wird — in der relativ 
allgemeinen Geltung der lex patriae in der Rechtsstellung der Personen.
.//  ^ Dbige Gesichtspunkte werden auch in der Praxis des Kodexes 
eine große Rolle spielen. Sowohl die Organe der Rechtssetzung wie die an 
der Rechtssprechung beteiligten Parteien und vor allen Dingen besonders 
die Rechtswissenschaft tun gewiß richtig, wenn sie den Kodex mit einer 
Anschauung im praktischen Leben zur Geltung helfen, die sich aus diesen 
Gesichtspunkten ergibt.
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0. Die Anknüpfungsgrundsätze und Institute sind um zweckmäßigsten 
wahrscheinlich in einer Einheit zu betrachten, wenigstens in diesem analit- 
ischen und syntetisierenden Schreiben. Den Kodif'ikator haben jedoch 
nicht die Anknüpfungsgrundsätze an und für sich interessiert, sondern als 
ein institut oder geregeite Form eines Lebensverhäitnisses, beziehungs­
weise eines Typs der Rechtsverhältnisse. Nachdem aber der Anknüpfungs­
grundsatz im internationalen Privatrecht entscheidendes Element des 
entsprechenden Instituts bitdet. ist dieses Institut selbst nicht ohne diesen 
Anknüpfungsrundsatz zu betrachten.
Die Einheit beziehungsweise die Konkurrenz der Gesichtspunkte und 
Grundsätze über die wir früher sprachen, spiegelt sich auch im Kreise der 
uM/CMKUMcn /¡*cycÍM. der uZ/yc/uciucu de.s /P H .
Die Qaali/RYgiGw ist eines der allgemeinsten Institute des inter­
nationalen Privatrechts, ihre Funktion ist bekannt. Das Problem ist, 
welches Recht für die Qualifikation maßgebend sei. Das ungarische Gesetz­
buch besagt im § 3, daß der allgemeine Anknüpfungsgrundsatz der Quali­
fikation das ungarische Recht ist. Der ungarische Richter soll demnach 
die vor ihn gebrachten Lebensverhältnisse nach dem ungarischen Recht 
qualifizieren. Die Realitäten und die sich den Erfordernissen des Lebens 
richtenden Elastizität und Lebensnähe haben andererseits die Ermöglichung 
der Qualifikation auch für den Fall notwendig gemacht, wenn ein konkre­
tes Rechtsinstitut im ungarischen Recht nicht bekannt wäre. Daher be­
sagt das Gesetz im Absatz 2 des erwähnten Paragraphen daß man bei der 
rechtlichen Qualifikation auch das ausländische Recht zu berücksichti­
gen hat, wenn das ungarische Recht im Vorgang der keine entsprechende 
Anleitung bietet, weil es das fragliche Rechtsinstitut nicht, oder mit ab­
weichenden Inhalt kennt u.s.w. Vit dieser Regelung hat auch der Ge­
setzgeber den rechtsvergleichenden Satz verkündet, daß die gleichen 
Institute im Kreise des materiellen Rechts nicht unbedingt mit identischen 
Inhalt bekannt sind. Der Richter wird auf diesen Umstand aufmerksam ge­
macht, und aufgerufen, im Zuge der Rechtsanwendung selber — jetzt 
nunmehr in Bezug der konkreten Frage — bei diesem ersten Schritt eine 
entsprechende rechtsvergleichende Analyse anzuwenden.
¿Q ln der Frage des A'cnro;' — die sowohl in der internationalen Lite­
ratur wie auch in der Praxis gleicherweise strittig ist — nimmt der Kodex 
die Rückverweisung an. während er die Weiterverweisung ablehnt (§ 
1).
Es wird auch einer Rückvesweisung auf die Diskussionen um die 
Kodifikationsalternativcn gleich kommen, wenn wir darauf hinweisen, daß 
sich hier die Ansichten der Renvoi-Anhänger und der Renvoi-Gegner zu­
sammenstießen.
Die Argumente der Renvoi-Gegner waren die folgenden. Einerseits 
die Schwierigkeit, die das Gericht meistern müßte, nämlich daß es nicht 
nur ein angcrufenes Recht kennen müßte, sondern immer noch ein anderes, 
und eines von ihnen durch ein schwer abgrenzbares Gerechtigkeitsmerk­
mal wählen. Das fügt zur Anwendung der Stellungnahme des Gesetz­
gebers auch eine gerichtliche Wahlerwägung hinzu. Das vermindert die
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Voraussehbarkeit, atso die Rechtssicherheit, erhöht die Eventualität, 
die Logiklosigkeit. nämlich daß der Gesetzgeber einma! einen Satz ver­
kündet. und dann im Wege des Renvoi che Entbindung davon anbietet. 
Durch die Anerkennung der uneingeschränkten Weiterverweisung kann 
ein Ballspiel ohne Ende entstehen.
Nach den Anhängern des Renvoi würden zwei grundlegende Argumente 
für die Zutassung des Renvoi sprechen. Das eine ist die schon erwähnte inter 
nationatprivatrechtiiche Eventualität, daß das auf die Voraussehbarkeit 
und Rechtssicherheit gegründete Argument wegen der unvorhersehbare 
Zufälligkeit der Kollisionen der Rechtssysteme auf diesem Gebiet sehr 
schwach ist. Die erreichbare Rechtssicherheit ist nur kollisionsrechtlichcr 
Natur, und wesentlich wären — sowohl aus dem Gesichtspunkt der Parteien 
wie auch der Rechtsanwender — die materiellrechtliche Voraussichbar 
keit und Rechtssicherheit. Eben das ist aber sehr fraglich. Auch das Argu­
ment der Logiklosigkeit ist daher nicht bedeutend. Ansonsten ist nicht die 
formelle Logik, sondern der gesellschaftliche Inhalt, die gezielte tatsäch 
liehe rechtspolitische Wertordnung im Recht wesentlich. Es ist vielleicht 
nicht belanglos hier zu erwähnen, daß Kelsen, der eben von der 
formal-logischen Anschauung des Rechts eine große Wissenschaft machte, 
selbst erklärt hat: das Recht und die Rechtsnorm sind gesellschaftlichc 
Erscheinungen. und keine Kategorien der Logik. Hohnes, der in der 
Rechtsphilosophie und Rechtstheorie eine bedeutende Authorität war. 
äußerte sich in ähnlichem Sinne: das Wesen des Rechts ist die Erfahrungs­
realität und nicht die Logik.'s Vielleicht wird niemand in Frage stellen, 
daß der gesellschaftliche Wahrheitsinhalt und die praktischen Realitäten 
für das Recht entscheidend sind. Das bedeutet freilich nicht, daß die 
rechtliche Regelung die logischen Widersprüche nicht meiden soll. Das 
internationale Privatrecht ist aber bis zu einem gewissen Grade auch ur­
sprünglich das Recht der Widersprüche: einerseits weil man durch diesen 
Kanal laut ausländischen Rechts urteilt, andererseits, der Gesetzgeber 
ist trotzdem bestrebt seine eigene Wertordnung, also sein eigenes Recht 
durchzusetzen. Das offenbart sich in zahlreichen Fragen des internationa 
len Privatrechts, so auch im ungarischen Kodex, und zwar nicht allein im 
Renvoi. Das Hauptargument — das ein zweiter Gesichtspunkt der Renvoi 
Gnterstiitzer sein könnte — besteht darin, daß die renvoiwidrige An 
schauung der Rechtssicherheit die Rechtssicherheit nicht mit der inneren 
matcrieHrechtlichen Wertordnung, sondern der Starrheit einer stark 
aphoristischen kollisionsrechtlichen Norm vergleicht. Das Interesse wäre 
eben, daß der Richter im V erhältnis zur inneren niateriellrechtlichen Wert­
ordnung. an diese logisch sich fester anschließende rechtliche Regelung 
finde, und so eine richtige Rechtssicherheit anzustreben. Das wird nur 
dann möglich sein, wenn das eigene Recht in begründeten Fällen die 
Entscheidung nach dem eigenen Recht, nach dem ohne Renvoi auzu- 
wendedes Recht, beziehungsweise nach einem dritten Recht zuläßt. Von 
diesen nämlich steht das eine immer näher der materieHrcchtlichen Wert 
Ordnung des Richters als das andere. Es wäre weder inhaltlich, noch logisch 
einfach zu verstehen, das ein Forum zufolge des Befehls des Gesetzgebers
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sich vor der Anwendung seines eigenen materiellen Rechts verseil liehe, 
wenn diese auch nach dem verwiesenen außiändischcn Recht zweckmäßig 
wäre. Der Renvoi also — wie das internationaie I'rivatrecht kiassisch 
ausdrückte müßte immer gestattet werden, wenn seine Abiehnung zu- 
gieich auch (iie Abiehuung der inneren materieiircchtiichen Wertoninung 
bedeuten würde.'" Der Gesetzgeber hat schüeßiich in (iieser Dilamme die 
erwähnte Lösung gewähit. Er hat den Renvoi angenommen, jedoch nur 
bis zur Hälfte, d. i. (iie Rückverweisung auf das ungarische Recht, während 
das Tor vor jeder Weiterverweisung geschtossen biieb. Ausiändische Koiii- 
sionsnormen kann der Richter nur dann beachten, wenn eine solche Norm 
(iie Anwendung des ungarischen Rechts verordnen würde, sonst hat der 
ungarische Richter unter ausiändischem Recht ,.die die aufgetauchte 
Frage direkt regeinden Rechtsnormen des anzuwendenden ausländischen 
Rechts" zu verstehen (§ 4).
c) der des /a/ad/e-s PiMC.s ((a-s/äadüsc/ma /^ ec/iVs wünschte
das ungarische Kodifikationskonzept in dem Sinne keine Juristerei waiten 
iassen, ob das ausiändische Recht eine Rechtsfrage oder Tatsachenfrage 
bildet, um dann davon abhängig den Beweis des Inhalts des ausiändischcn 
Rechts zur Aufgabe der Parteien oder des Richters zu machen. Das Prin­
zip — ais ein Grunsatz des sozialistischen Ziviirechts — ist. daß einerseits 
die Parteien verpflichtet sind im Kreise der Xusammenarbeitspfiicht an 
der Aufkiärung des Tatbestandes, in diesem ['alle des iniiaits des aus- 
iändischen Rechts mitzuwirken, andererseits hat das Gericht (Behörde) (iie 
Verpfiichung ailes um die Yoilständigkeit der Beweisführung zu unter­
nehmen. Dazu werden im $ 5 des Kodexes auch (iie Hauptmittet benannt. 
Das sind: einerseits die eigenen Kenntnisse des Gerichts über das aus­
iändische Recht, andererseits die Hinhotung von informationell von amts- 
wegen. wobei das Gericht Aufkiärungen vom Justizministerium beantra­
gen kann, drittens die Gutachten von Sachverständigen (iie es aus eigener 
initiative oder auf Antrag der Parteien beschaffen kann, viertens die von 
den Parteien unterbreiteten Beweise.
(/1 Die Normen bezügiieh der A'aA/aaa'caJaay das (fas/öadi.scAcM 
/<*e(7dr.s sind ziemiieh stark im Zeichen der inneren materieiirechtiichen 
Wertorientierthcit entstanden. Die Bestimmung im § !) wonach (iie Par­
teien gemeinsam die Nichtanwendung des ausiändischcn Rechts bean­
tragen können, in diesem Faile aber das ungarische Recht beziehungs­
weise bei Rechtswäh) das gewähite Recht anzuwenden ist. biidet nur ein 
Ktemcnt dieses Konzeptes. Es spiegelt sich entschiedener in der Regei des 
Vorbehalts der öffentlichen Ordnung wieder (§ 7). Hier wird besagt, daß 
(iie Anwendung des ausiändischen Rechts abxulehnen ist. wenn diese 
gegen die ungarische öffentliche Ordnung verstoßen würde. Obgieich die 
Yorbehaltskiause! ein aligemeines Grundinstitut des internationalen 
Privatrechts ist. wird in der ungarischen Rechtsiiteratur und Praxis der 
aiigemeine Standpunkt vertreten, daß dieses Institut doch nur in Aus- 
nahmefällen anzuwenden ist. Wie cs dazu im Yotivcnhericht des Kodexes 
heißt: ..Bei der Feststeliung des Verstosses gegen die öffentiiehe Ordnung 
der bulgarischen Volksrepubiik folgt der Entwurf der Auffassung der
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sozialistischen Rechtssysteme, daß dieser ais Ausnahme- und Schutzent 
Scheidung die bestehende Rechtsordnung schützen soli, und für keine 
diskriminierende Zieie verwendet werden kann. Daher wurde erkiärt. 
daß die Anwendung des ausländischen Rechts aliein aus dem Gründe 
nicht abzuiehnen ist. daß das gesellschaftlich-wirtschaftliche System des 
betroffenen Staates von dem unseren abweicht (§ 7, Abs. 2). Die Kolli 
sion des ausiändischen Rechts mit unserer öffentlichen Ordnung kommt 
meistens durch die Verietzung der Normen des ungarischen Recht, die 
unbedingte Geltung, imperativen Charakter haben. Solche Rege) sind 
zum Beispiel die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches über die Allge- 
meinheit, Gleichheit und Unbedingtheit der Rechtsfähigkeit, oder die 
jenigen. die die Nichtigkeit der Verträge oder einseitigen Erklärungen 
über Einschränkung der Handlungsfähigkeit bzw. der Personenrechte 
beinhalten. Es muß betont werden, daß es zur Feststellung des Vers- 
tosses gegen die öffentliche Ordnung und unter diesem Rcchtstite) zur 
Ablehnung der Anwendung eines ausländischen Rechts nur dann kom­
men kann, wenn die Anwendung der bezüglichen ausländischen Rechts­
norm im konkreten Rechtsfall einen Verstoß gegen die Regel der unbe­
dingten Geltung des ungarischen Rechts bilden würde. Der Entwurf will 
also die gegebene ausländische Rechtsregel nicht als ungültig betrachten, 
sondern nur die Anwendung im konkreten f all verhindern."
10. Alles, was den allgemeinen Regeln folgt, kann als ,,7?e.s'<w/ercr 
Te<7" qualifiziert werden, also die Gesamtheit der Normen, die den allge­
meinen Bestimmungen — das schon verwendete Beispiel zu wiederholen: 
wie den Koeffizienten alle mathematischen W erte innerhalb der Klammer 
— unterworfen sind. Von diesem besonderen Teil beschränken wir uns 
zur Charakterisierung des Kodexes und zur Veranschaulichung der zu 
erwartenden und erwünschten Anschauung der praktischen Anwendung 
auf nur einige Institute. Im /frei.sc r/er PereoacM spricht der Kodex von 
Menschen, von Staat und von juristischen Personen.
Der Hauptanknüpfungspunkt für die Bestimmungen den .1/ca.srAca 
als Rechtssubjekt betreffend (Rechtsfähigkeit. Handlungsfähigkeit. Per 
sonenrechte) ist die Staatsbürgerschaft, die /f.r pty/rmr (§ ]1). Wie bekannt, 
ist das eine allgemeine europäische Erbe des internationalen Privatrechts, 
die auch die sozialistischen Staaten teilen. Sie betrachten dies als den 
entscheidendsten Faktor, der die Gebundenheit irgendeiner Person an 
die politische Entität eines gewissen Gebietes (den Staat und sein Rechts­
system) am meisten ausdürckt. Diesen Grundsatz hat verständlicher 
Weise die Idee des Nationalstaates in das europäische internationalen 
Privatrecht gebracht. In der Form der Bestrebung des Staates die ihm 
angehörigen Staatsbürger überall, selbst wenn sie in .Migrationsbewegung 
sind oder dauerhaft anderswo leben, als seine Rechtssubjekte, seinem 
Rechtssystem unterworfen zu betrachten. Eine klassische Formulierung 
dieser Idee ist im Art. 3 des Code Napoléon zu lesen, die die größte Wir 
kung auf die europäische Rechtsentwicklung ausübte: auf den Personen­
rechtsstand der Franzosen ist französisches Recht auch dann anzuwenden, 
wenn ihr Wohnsitz in einem ausländischen Staat ist (même résidant en
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pays étranger). Europa wahrt auch heute diesen Grundsatz, obgleich schon 
mit vielen Zugeständnissen, trotzdem, daß die große Migration in vielen 
Hinsichten den Grundsatz fraglich machte. Es ist kein Zufall, daß die 
Immigrationsstaaten den Wohnsitz, das Domizil in diesem Bereich als 
Anknüpfungsanhaltspunkt angenommen haben. Das war ein Mittel zur 
Gewährung der inneren Einheit der Rechtsprechung. Jn diesen Ländern 
ist das Domizil der auch rechtlich ausgedrückte Faktor, der die Bindung 
an die politisch-gesellschaftlich-wirtschaftliche Existenz des gegebenen 
Gebiets auch für die Ankömmlinge einheitlich zum Ausdruck bringt.
Was nunmehr die erwähnten Zugeständnisse um) Ausnahmen im 
ungarischen Recht betrifft (auch als bedeutende Beispiel der elastischen 
und differenzierten Regelung) kann miter anderem Folgendes gesagt wer­
den : wer mehrere Staatsbürgerschaft hat. unter denen eine die ungarische 
ist, besitzt als persönliches Recht das ungarische Recht (§11, Abs. 2); 
wer mehrere Staatsbürgerschaft besitzt, von denen keine ungarisch ist. 
sowie der Staatenlose haben als persönliches Recht das Recht des Wohn­
sitzes. beziehungsweise das ungarische Recht, wenn die betroffene Person 
auch in Ungarn einen Wohsitz hat; wer aber im Auslande mehrere Wohn­
sitze hat, wird als persönliches Recht das Recht desjenigen Staates besit­
zen, mit dem er die engste Beziehung hat (§11. Abs. 3). Schließlich wird 
auch der gewöhnliche Aufenthaltsort zu einem Anknüpfungsgrundsatz, 
und zwar dann, wenn nach den obigen das persönliche Recht irgendeiner 
natürlichen Person nicht festzustellen ist (§11, Abs. 4).
J Der S/aaV als Subject der zivilrechtlichen Verhältnisse wirft Fragen 
im internationalen Privatrecht auf, die im Spiegel des Kodexes im Themen­
kreis der Zuständigkeit und Immunität erörtert werden können.
r ) In Bezug der jarcs/Le/ica PersoMCM kann der Kodex wieder durch 
ein differenziertes gestaffeltes System der Anknüpfungsgrundsätze charak­
terisiert werden (§ 18): mit einer degressiven Intensität der angewandten 
Grundsätze nach der hier folgenden Reihenfolge (d. i. auf den nächsten 
kann man nur dann hinübergehen, wenn nach dem vorgehenden Anknüp­
fungsgrundsatz das Heimatsrecht der juristischen Person nicht fcstgestcllt 
werden kann); das heißt den Grundsatz der Inkorporation, also An­
wendung des Rechts des Registerstaates, M,) das Recht des Staates, wo 
die juristische Person nach ihrem Statut den Sitz hat, er^ das Recht des 
Staates, wo der Ort der zentralen Geschäftsführung ist. So wollte der Ge­
setzgeber drei Umstände honorieren. Einerseits folgte er fier aul diesem 
Gebiet differenzierten internationalen Praxis und den Lösungen, die 
Ungarns internationale Abkommen anwenden. Andererseits wurde berück­
sichtigt, daß der Sitz vieler juristischen Personen nicht in das Prokrustes­
bett eines auf einen einzigen Ort bezogenen beziehungsweise nach einem 
einzigen Ort verallgemeinerten Postulats einzuscließen ist. Drittens wollte 
der Gesetzgeber sichern, daß der Richter schließlich auf jede mögliche 
Variation vorbereitet in eine Lage versetzt werde,den gesellschaftsrecht 
liehen Streitfall beurteilen zu können.
Eine andere Frage besteht darin: auf welche Probleme soll die kolli- 
sionsrcchtliche Regelung der juristischen Personen maßgebend sein?
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Laut § ]S. Abs. 1 sind tutclt den erw ähntet) Ankniipfungsgrundsätxc htlgende 
Frage zu bettrteilcn: Rechtsfähigkeit, wirtschaftliche Eigenschaft, Perso- 
nenlichkeitsrcchte der juristischen Personen und das Verhältnis der Vit 
glieder untereinander. Die Regelung erstreckt sich also auf das genetische 
Statut der juristischen Personen, d. i. also die Existenz, Rechtsfähigkeit 
der juristischen Personen und die Verhältnisse der ¡Mitglieder in ihrer 
Beziehung untereinander und auf ihre persönliche Befugnisse. Die Be­
urteilung dessen, ob eine juristisch-wirtschaftliche Einheit als juristische 
Person existiert, und im Jaiallc: was für Fähigkeiten sie besitzt, von 
welchen inneren organisatorischen Bedingungen ihre Existenz abhengt. 
kann nur auf ( ¡rund des Rechts dessen Staates, wo sie ihre Existenz erhielt, 
und dessen Parameter für die Anerkennung dieser Existenz maßgebend 
waren, vernünftig entschieden werden. Sowohl logisch, wie aus dem Ge­
sichtspunkt des gesellschaftlich-wirtschaftliche!) Inhalts des gegebenen 
Instituts ist demgemäß das Prinzip der Inkorporation als adäquateste 
Lösung zu erachten. Für solche gesellschaftsrechtliche Kategorien jedoch, 
die schon das Aktivitätsmodcll der juristische)) Personen bilden (sog. Akti­
vitätsstatut) w ie zum Beispiel die ultra vires. Fusion. Liquidierung. Bil­
dung von obligatorischen Fonds. Beteiligung der Angestellten am Gew int) 
(beziehungsweise ihre Beteiligung an der Leitung, an der Ausübung der 
operativen ¡Macht in Bezug des Lntcrnehmens, an dem Entscheidungs­
prozeß). w ird gew iß derjenige Staat Priorität und für sein Recht Geltung 
haben wollen, in dem das betroffene Rcchtssubjekt diese Aktivität aus- 
iibt. Dieses und kein anderes Land kann sich den Luxus leisten, daß — 
während andere Enternehmet) in den gegebenen Fraget), und zwar in 
wichtigen wirti-chaftsorganisatorischen und geseHschaftsrechtlichen Fra­
gen rechts fahren. — einigen das Linksfahren erlaubt werde.-"
Litte fugend des Kodexes ist. daß er — indem der Geltungsbereich 
der erwähnten Ankniifungsgrundsätxe der juristischen Person umschrieben 
w ird — die praktische Anwendung des Gesetzbuches mit Rücksicht auf 
die obige Entstände nicht ausschließt.
11. !m Kreise des /fh/ctt/Mut.srer/d.s kann der fachkundige Leser die 
Befolgung des klassischen Modells darin sehen
daß der Kodex das Prinzip der /er ret st/ue als allgemeinen An 
knüpfungsgrundsatx für das Eigentumsrecht und andere dingliche Rechte, 
ferner auf das Pfandrecht und den Besitz (§ 21) betrachtet,
daß die Eigentumsprinxipien int Falle von Waren int Transport 
(res itt transitu) die folgenden sind: das persönliche Recht des Reisenden, 
wenn es sich um Reisegepäck handelt, das Recht des Bestimmungsortes, 
wentt es um transportierte Güter geht (§ 23)
während das Entstehen von dinglichen Rechten auf registrierten 
W asser- oder Luftfahrzeuge)), das Bestehen oder Aufhören dieser Rechte 
nach dem Recht desjenigen Staates zu beurteilen ist. unter dessen Flagge 
oder anderem Hoheitszeichen das Fahrzeug verkehrt (loisdepavillon: 
§23).
ln ähnlicher Weise kann die Formulierung einer der klassischen Lö­
sungen it) solchen Kapiteln gesehen werden, wie das A'r&w/d, in dem das
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Recht des Staates maßgebend ist. dessen Staatsbürger der Erblasser im 
Zeitpunkt seines Tcdes war (§ 36): oder daß es im (§§ 37 ff.}
neben der Hauptrege! des persönlichen Rechts der Eheschließenden be­
ziehungsweise Ehepartner, d. i. der Staatsbürgerschaft (faßweise Wohn­
sitz) Zahlreiche andere Anknüpfungsgrundsätze gelten, wieder einmal 
aus einer lebensnahnen und elastischen Anschauung, wie zum Beispiel 
für die formellen Bedingungen ries Zustandekommens der Ehe der Ort der 
Eheschließung (§ 37, Abs. 2), auf den Eamilienrechtsstand des Kindes 
nichtungarischer Staatsbürgerschaft das ungarische Recht, wenn es fin­
den betroffenen vorteilhafter ist (§ 46), auf die persönlichen und Vermö­
gensrechte der Ehepartner das Recht ries Rrozeßgerichtes beziehungsweise 
der Behörde, wenn die Ehepartner keinen gemeinsamen Wohnsitz hatten, 
verschiedene Staatsbürgerschaften haben, also kein gemeinsames persön­
licher Recht fcstzustellcn wäre (§ 3!)) usw.
Eine gleichfalls bekannte Lösung wählt die Regelung des Kodexes, 
wonach in den das Hauptprinzip das Recht
des Ortes der Arbeitsleistung — die lex loci laboris — ist (§ 51). wobei 
auch die Faktoren zur Kenntnis genommen werden, deren zufolge wieder 
cinmal eine differenzierte Beurteilung zu ermöglichen war. So zum Bei 
spiel daß für das Arbeitsverhältnis eines am Bord eines Schiffes Dienst 
tuenden Werktätigen die lex bandi. also das Recht des Landes laut Ho­
heitszeichen maßgebend sein wird, oder daß viele im Auslande so arbeiten, 
daß ihr Arbeitsverhältnis auch zu Hause besteht (für das letztere wird 
offensichtlich dieses Recht gelten), die lex loci laboris wird also für aus­
ländische Arbeitnehmer nur für ortsbedingte Elemente des Tatbestandes 
maßgebend sein. Abweichende Regelung ist für die Arbeitsverhältnisse 
notwendig, die durch Ernennung oder Wahl geschaffen werden. Deren 
Anknüpfungsgrundsatz ist nach dem Kodex das persönliche Recht der 
ernennenden Behörde beziehungsweise der Wahlkürperschaft (§ 51. Abs. 
2). Wir könnten weitere Beispiele anführen, wie differenziert das System 
der Anknüpfungssätze ist. das auch das kurze Kapitel über das Arbeits­
recht bietet, wieder einmal im Zeichen der rationellen Anpassung an das 
reale Leben und die Gesellschaftspraxis, anstatt der Forcierung einer 
alleinigen und ausschließlichen Anknüpfungsnorm, in diesem Falle der lex 
loci laboris.
12. Von den kodifikatorischcn Alternativen der l'c/7/äyc könnte man 
viel schrieben.
Im Zuge der Kodifikationsarbeiten des ungarischen internationalen 
Privat rechts tauchte die newere der internationalen Praxis auf,
wonach die Verträge ausschließlich einem oder einem anderen a priori 
bestimmten Anknüpfungsgrundsatz zu unterwerfen nicht vorteilhaft 
ist. Das fesselt die Hände des Richters allzusehr; er kann dadurch gehin­
dert werden, eine Entscheidung zu treffen, die den Eigenschaften des 
Falles und der Wertordnung des materiellen Rechts des Gesetzgebers mehr 
entspricht. Die bessere Geltung der weitgehenden Dispositivität die 
übrigens auch im materiellen Recht auf dem Gebiet des Obligationen­
rechts zur Geltung kommt, wird gleichfalls stark eingeengt. Wir haben
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schon oben darauf hingewiesen, daß diese Tendenz der allgemeinen, nicht 
zu-detaillierten e/u.s7i.sr/;e?r AVyciaag auf diesem Gebiet des Obligations­
rechts auch im sozialistischen Recht immer stärker zum Vorschein kommt, 
so z. И. im tschechoslowakischen, teils im sowjetischen Recht, und wie 
ähnlich betont wurde, auch im jugoslawischen Recht.'-' Ein weiteres Bei 
spiel dafür bietet das Übereinkommen der EWG (I!). ß. 1980) über das auf 
vertragliche. Schuldverhältnisse anzuwendende Recht: ein legislatives 
Produkt aus einer Landergruppe, die über einen großen Verkehr in der 
Praxis des internationalen Privatrechts verfügt, und derer Praxis aus dem 
Gesichtespunkt der ungarischen Außenwirtschaft keinesfalls bedeutungslos 
ist. Dieses Übereinkommen zählt die möglichen Vertragstypen nicht auf. 
gibt kein bestimmtes unumwechselbares Recht zu jedem einzelnen Ver­
trag. In einigen Absätzen werden allgemeine Rege! formuliert: zuerst das 
Recht der Rechtswahl, zweitens mangels deren die Anwendung des Rechts 
nach dem Grundsatz der engsten Verbindung, drittens wird festgestcllt. 
daß dies das Recht deren Partei bildet, die die charakteristische Leistung 
zu erbringen hat, und viertens wird hinzugefügt, daß dieses Recht nicht 
anzuwenden ist. wenn aus der Gesamtheit der Umständen hervorgeht, 
daß der Vertrag mit dem Recht eines anderen Staates in engerer Verbin­
dung steht. Alles andere ist Frage des konkreten Tatbestandes, beziehungs­
weise der richterlichen Stellungnahme. Die Gerichtspraxis wird natürlich 
typisieren, jedoch im allgemeinen, und nicht mit für jeden Einzelfall 
a priori vorgeschriebener Losung.
Aus der obigen rechtsvergleichcnden Rundschau ist ersichtlich, daß 
das intcrnational-privatrechtliche Statut der Verträge in den in dieser 
Hinsicht über bedeutende Praxis verfügenden Staaten entweder grund­
sätzlich /orandie?/ wird, oder die Gerichtspraxis Wege und
Viethoden sucht mittels derer die nicht-entsprechenden, beziehungsweisezu 
starren Kollisionsnormen umgegangen werden können. Wenn wir dazu 
noch die größeren Handbücher studieren, wird da in Bezug je eines Ver­
trages zuerst die geschriebene oder in langer Rechtsprechungspraxis durch 
die Gerichte formulierte Kollisionsrechtliche Norm gesetzt, dann folgt 
nichts anderes, als die Erörterung dessen, welche abweichende Wege die 
Praxis suchte und wählte, zuweilen mit der Anwendung allgemeiner in­
ternationalen Institute des internationalen Privatrechts, wie es oben 
schon erwähnt wurde; zum Beispiel mit dem Renvoi, der Qualifikation 
oder Subnorm, mit der Anwendung einer von der Hauptrcgel abweichenden 
Norm des internationalen Rrivatrechts. Die geschilderte Tendenz ist neu 
lieh sozusagen allgemein geworden.
Der ungarische Gesetzgeber trachtete im Kodex letzten Endes größere 
Eindeutigkeit, Voraussehbarkeit, größere Betonung des schon erwähnten 
Wertes der Rechtssicherheit durchzusetzen. Die Normen der Verträge 
erscheinen in acht verhältnismäßig langen Paragraphen, und fassen die 
Antwort des ungarischen Rechts im folgenden vierstufigen System zu­
sammen.
rQ In den ersten Stufe besagt § Tt, daß auf die Verträge dasjenige 
Recht anzuwenden ist, das die Parteien beim Abschluß des Vertrages, oder
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später gewählt haben. Bezüglich A'ec/P.SM'u/;/ steht der Kodex keine Schran­
ken fest, wie zum Heispie] das polnische Gesetz über das internationale 
Privatrecht, das nur eine solche Rcchtswahl ermöglicht, die in irgendeiner 
Weise mit dem vertraglichen Verhältnis zusammenhängt.
/G ln der zweiten Stufe stellt der Kodex im § 25 und in den folgenden 
Paragraphen — für den Fall, daß die Vertragspartner sich der Möglichkeit 
der Rechtswahl nicht bedienten — nach den verschiedenen Vertragstypen 
eindeutige Ankniipfungsgrudsätze fest. Unter Eindeutigkeit ist hier zu 
verstehen, daß nur solche Anknüpfungsrundsätze verwendet werden kön­
nen, die das Gesetzbuch bei den einzelnen Vertragstypen angibt. Es han­
delt sich also nicht darum, wie zum Beispiel in den tschechoslowakischen 
und jugoslawischen Kodifikationen, die die in Bezug der Vertragstypen 
aufgenommenen Anknüpfungsgrundsätze bn beziehungs­
weise yewö/iMb'rA gelten lassen, die also die Anwendung des Rechts eines 
anderen Staates zufolge der konkreten Bindungen des Vertragsverhältnisses 
zulassen, als das Recht das in Bezug des gegebenen Vertragstyps der Ko­
dex im allgemeinen als anzuwendendes Recht betrachtet.
Das Leitmotiv, Hauptelement des Inhaltes eines jeden Anknüpfungs­
grundsatzes zu den Vertragstypen ist die charakteristische Leistung. Das 
ist die Grundlage, worauf der Anknüpfungsgrundsatz gebaut wird. So 
wird zum Beispiel bei dem Kaufvertrag das Recht des Verkäufers, beim 
Miet- und Pachtvertrag das Recht des Vermieters oder Verpachters, beim 
Kommissionsvertrag das Recht des Kommittenten, beim Fracht- und 
Speditionsvertrag das Recht des Frachtführern oder des Spedieturs maß­
gebend sein u.s.w.
Der Status gewisser spezifischen Verträge ist demgegenüber im inter­
nationalen Privatrecht von abweichendem Gepräge. So ist auf Immobilien 
die lex rei sitae, auf die Verträge die registrierte Wesser- oder Luftfahr­
zeuge betreffen das Recht des Staates maßgebend, unter dessen Flagge 
oder anderem Hoheitszeichen das Fahrzeug verkehrt (§ 26). Auf Werkver­
träge (Projektierungs-. Montage- und Lohnarbeitersvertrag u.s.w.) ist 
das Recht des Staates anzuwenden, auf dessen Gebiet die vertragliche 
Tätigkeit ausgeübt werden muß. beziehungsweise das im Vertrag bestimm­
ter Ergebnis zu verwirklichen ist (§ 26. Abs. 2): auf Unterhalts- und Leibr­
entenverträge das Recht des Staates, auf dessen Gebiet die Leistung zu 
erfolgen hat (§ 26, Abs. 3); auf den Gesellschaftsvertrag aber wird das 
Recht des Staates maßgebend, wo die Gesellschaft ihre Tätigkeit ausübt: 
wenn es schließlich um einen Gcsellschaftsvertrag handelt, der eine jurist­
ische Person gründet, ist das persönliche Recht der juristischen Person 
nach den oben schon erwähnten Regeln anzuwenden.
rj Die dritte Stufe geht von der lebensnahen Annahme aus, daß nicht 
jeder Vertragstyp im voraus bestimmbar, beziehungsweise nicht jedes 
Vertragsvcrhältnis typisierbar ist. oder in keine bestimmte Kategorie der 
Verträge eingestuft werden kann. Demzufolge führen die in der zweiten 
Stufe nach Vertragstypen bestimmten Anknüpfungsgrundsätze an sich 
nicht zur eindeutigen Bestimmung des anzuwendenden Rechts.
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Daher wird im Paragraph 2!) besagt, daß der Vertrag, der atypisch 
oder nichtgeregclt beziehungsweise von gemischtem Charakter ist. nach 
dem Wohnort, gewöhtdichen Aufenthaitsort, beziehungsweise Sitz (Nie- 
deriassung) derjenigen Person beurteitt werden muß. (he die für den Ver­
trag z/zzzzYzi/ezzsOsz/zz' l'cz'p/'/z'z'/z/zzzzy zu crfnllen )iat. Diese Regelung zeigt 
auch an sich eine differenzierte Lösung in Kreise der Verträge.
hi der vierten Stufe ist die allgemeinste Klausel des Status der 
Verträge im internationalen Privatrecht zu finden, nämlich die Kegel, 
wonach in dem Fälle, wenn das anzuwendende Recht nach obigen Normen 
nicht festzustellen wäre, das Recht maßgebend ist. ..mit dem der Vertrag — 
die wesentlichen Elemente des Vertragsverhältnisses betrachtet — am 
zzzezs/ezz zcz/zz zzyz/7 z .s / " (§ 2!)).
hi Bezug des Status des Vertrages in internationalen Privatrecht 
spiegelt der Kodex die Bestrebung, die Aufstückelung des Vcrtragsvcr 
hältnisses — also die Regelung, wonach gew isse Demente der vertraglichen 
Verbindung nach dem Recht eines, andere Demente nach dem Recht 
eines anderen Staates beurteilt werden — möglichst zu vermeiden. Die 
Dnhcit des konkreten wirtschaftlichen und rechtlichen Lebensverhält­
nisses hat da den Gesetzgeber beeinflußt. Diese bedeutet nach der Formuli­
erung des internationalen Privatrechts, daß /zMz zz'c.',ezz//zc/zc des
zz'z/zzzy/zz/zz'zz Fcz/zzzY/zzz-s-ses den/ rd/cn /zc.s/izzzzzz/z'zz. zzzzczzzzYzzzz/zozz/zzz A'c/7// 
/zzz/czY/eozd/ze/ /ee/de/z. hn § 30. Abs. 2 wird es eindeutig festgestellt, daß 
,,das Recht des Vertrages sich auf alle Demente ries Obligationsverhält 
nisses erstreckt, so insbesondere auf den Vertragsschluß, materielle und 
formelle Gültigkeit, schuldrechtlichen Folgen, ferner — wenn die Parteien 
keine andere Vereinbarung treffen — auf die Vereinbarungen zur Siche­
rung des Vertrages (Pfand- und Bürgschaftsvertrag u.s.w.), auf die An­
rechenbarkeit, Abtretung und Übernahme der mit dem Vortrag zusammen­
hängenden Forderungen.'* Das Recht des Vertrages — lex obligationis — 
erstreckt sich auch auf die Beurteilung der Verjährung der Forderungen 
aus dem Vertrag.
Bedeutend ist auch die Norm, die die Formulierung zles /zzzzzz* zzcz/zz/z'z 
bedeutet (der w ieder eine elastische und differenzierte Methode der kolli­
sionsrechtlicher Regelung darstellt): § 30, Abs. 3 besagt nämlich, wenn auf 
Grund ries nach obigen Normen festgestellten Recht des Vertrages aus 
formellen Gründen die Ungültigkeit festgcsetllt werden müßte, kann das 
Gericht den Vertrag für gültig erklären, um! muß ihn auch so behandeln, 
wenn dieser nach dem Recht des Prozeßgerichts oder des Staates gültig 
ist, auf dessen Gebiet die gezielten Rechtsw irkungen eintreten müssen.
Obgleich das obige Bild differenziert erscheint, ist die Dndeutigkeit. 
mit anderen Worten zier Ausschluß zier gerichtlichen Wahl und Erwägung 
überwiegend. Der Gesetzgeber war bestrebt zlie Bestimmungen der An­
knüpfungsgrundsätze aufgrunzl zles materiellrechtlichen Inhalts und zier 
gesellschaftlich-wirtschaftlichen Funktion zier einzelnen Vertragstypen 
selbst zu formulieren, und zwar mit ziem Vorhaben, daß das Gericht zlicsc 
nicht mehr übertrete. Er hat zlie so gegebene Rezhtsicherheit für einen 
größeren Wert geschätzt, als zlie eventuelle Möglichkeit, zlaß durch eine
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mehr elastische Regelung gegebenenfalls materiellrechtliche Lösungen 
erreicht werden könnten, die auch er für besser halten würde. Diese ge­
setzgeberische Anschauung wird in Zusammenhang mit den Regeln, die 
noch differenzierte und elastische Annäherung ermöglichen, worauf wir 
ohen hingewiesen haben — außer des erwähnten konkreten Wertes — 
grwiß weitere W erte zur Reife bringen. So z. B. die Tendenz, daß die Par­
teien (insbesondere in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen der 
Unternehmen) mehr nach Anwendung der Rechtswahl streben, alswenti 
sie in dem ansonsten anzuwendenden Rechts ohnehin eine größere Be­
wegungsfreiheit sehen könnten. Der Kodex macht jedoch auch die An­
forderung der Plastizität des praktischen Lebens geltend. Wie wir schon 
oben betont haben, im Moment. wenn ein Vertragsverhältnis nicht eindeutig 
(jUalifizierbar ist, treten die Normen unter cj und ein, die die gericht­
liche Erwägung besser in den Vordergrund stellen. Nachdem die Voraus­
sicht und die entsprechende eindeutige Regelung im Kreise der atypischen 
und gemischten Verträgen wirklich problematisch sind, und nachdem der 
Kodex hier die größere Rolle (Erwägung) des Gerichts gewährt, kann er 
auch in der Modernität der Wertordnungsorientiertheit bedeutende Werte 
sein eigen nennen.
13. In der Regelung des Instituts der ua/lerreWray/üAca 
wurden im Gesetzbuch die Bestrebungen honoriert, die mit die Differenzi­
ertheit der Anknüpfungsgrundsätze die die schon erwähnte Metamorphose 
(die in den letzten -Jahrzehnten besonders in der materiellrechtlichcn 
Ordnung der zivilrechtlichen Haftung vor sich ging) besser ausdrücken, 
als es bei dem früher ausschließlichen Grundsatz der lex delicti commissii 
möglich war.-- Das kommt konkret in den folgenden zum Ausdruck: laut 
§ 32, Abs. I ist die Hauptregel .,das am Ort und zur Zeit der schädigenden 
Handlung oder Unterlassung maßgebende Recht", also die lex loci delicti 
commissii. Im zweiten Absatz folgt jedoch schon die Auflösung der Haupt- 
rege). wonach ,,wenn es dem Geschädigten vorteilhafter ist, ist das Recht 
des Staates anzuwenden, auf dessen Gebiet der Schaden eingetreten ist." 
Eine weitere Stufe der Auflösung laut Absatz 3 ist die Bestimmung: ,,wenn 
der W ohnsitz des Schadenstiffers und Geschädigten in ein und demselben 
Stat liegt, so ist das Recht dieses Staates anwendbar". Wenn aber die 
Deliktsfähigkeit eine Bedingung der Haftung bildet, kann deren Bestehen 
entweder auf Grund des persönlichen Rechts des Schadenstifters, oder nach 
dem Recht des Ortes der Rechtsverletzung beurteilt werden. Nur nach 
dem Recht des Ortes des schädigenden Verhaltens kann die Frage beur­
teilt werden — wird im § 33, Abs. 1 besagt — ob dieses Verhalten durch 
die Verletzung einer Verkehrs-oder anderer Sicherheitsregel verwirklicht 
wurde. Das Recht des Forums, also die kogente Anwendung des unga­
rischen Rechts spielt in zwei Fragen bedeutende Rolle: nach § 34 kann das 
ungarische Gericht keine Haftung für ein solches Verbanden feststellen, das 
nach ungarischem Recht nicht rechtswidrig ist, und kann keine Rechts­
folgen feststellen, die das ungarische Recht nicht kennt.
14. Der Kodex kann auch in Bezug des Fc;/u7ucM.srer/;/.s' in breiterem 
Sinne als eine umfassende Rechtsschüpfung betrachtet werden. Nicht
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nur in dem Sinne, daß er sich auf jede wesentliche diesbezügliche Frage 
erstreckt, also — wie wir schon oben beim System des Kodexes erörtert 
haben — auf die Zuständigkeit, auf die verfahrensrechtlichen Normen in 
engerem Sinn, die internationale Rechtshilfe und Ersuchen, sow ie auf 
die Anerkennung und Vollstreckung von ausländischen Urteilen. Um 
fassend ist die verfahrensrechtliche Regelung des Kodexes auch in dem 
Sinn, daß er in dem erwähnten Problcmkreis sich nicht nur auf das ge­
richtliche Verfahren, sondern auch auf andere, im allgemeinen auf das 
Verfahren, der Jurisdiktion, Rechtshilfe und Beschlüsse auf dem Gebiet 
des Verwaltungsrechts bezieht. Daraus ist auch die Eigenheit des Kodexes 
ersichtlich, daß er bei den Kollisionsnormen nicht halt machte, sondern 
eine Vielfalt direkt rechtsordnenden Normen verwendet. Ein großer Teil 
der Normen der hier erwähnten Gebiete wird nämlich dadurch gekenn- 
zeichnet, daß sic zwar mit der Annahme eines internationalen Elementes 
geschaffen wurden, darin liegt das Wesen ihrer eigener Existenz, das er 
scheint aber nicht in Verweisungsnormen, sondern in direkt regelnden 
Normen.
Im weiteren werden wir von diesem Teil des Kodexes in Zusammen­
hang mit der Zuständigkeit die Immunität. sowie die Anerkennung und 
Vollstreckung ausländischer Urteile erörtern. Die Immunität, weil sie 
auch an sich eine packende Frage bildet, und weil es eine zweckmäßige 
Unternehmung ist das Gesetzbuch aus dem Gesichtspunkt der praktischen 
Belebung des Kodexes zu analysieren, die andere aber, weil die Anerken­
nung und Vollstreckung verhältnismäßig als Probleme vernachläßigt werden, 
obgleich cs bei diesen um — insbesondere aus internationalen Aspekt 
sehr wichtige Fragen handelt.
15. Die /MMM-MMt/ö/. — wie bekannt — wirft eine spezifische Frage der 
Zuständigkeit und des anzuwendenden Rechts, sowie der Anerkennung 
ausländischer Urteile auf, wenn es sich um eine zivilrechtliche, beziehungs­
weise handelsrechtliche Angelegenheit handelt, in der an einer Seite ein 
sui generis staatliches Organ, im allgemeinen der Staat selbst in dieser 
Eigenschaft steht. Es ist auch bekannt, daß die Rechtsentwicklung auf 
Grund des Prinzips der relativen oder funktionellen Immunität das Privi 
leg der Immunität dem Staate stufenweise entzieht, wenn dieser nicht in 
sui generis staatlicher Funktion (als Staatsmacht, als Subjekt des Ver­
waltungsrechts, des Völkerrechts) auftritt, sondern als Teilnehmer eines 
operativen zivilhandelsrechtlichen Geschäfts. Damit wird die klassische 
Lehre der Immunität differenziert, die sich für die absolute Immunität 
bekannte, wonach der Staat — ungeachtet der Natur des Rechtsaktes — 
immer die absolute Immunität gegen die ausländische Jurisdiktion bezie­
hungsweise die Anwendung des ausländischen materiellen Rechts zu genießen 
berechtigt war ihm nur dann zu entziehen, wenn er in einem internatio­
nalen Vertrag, oder sonst mit ad hoc Gepräge auf diese Immunität ver­
zichtet, und sich in den Prozeß einläßt. Demgegenüber entfaltete sich der 
Grundsatz der erwähnten funktionellen Immunität.
Die Lehre der funktionellen oder relativen Immunität wurde zuerst 
durch die Gerichtspraxis in den Vereinigten Staaten, dann in den west-
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europäischen Ländern, so in Frankreich, in der Bundesrepublik Deutsch- 
iand entwickelt. Nach dieser Praxis der 5()-cr und 60-er Jahre wurde das 
Prinzip der funkzioneiien Immunität in den Vereinigten Staaten 1976. 
in Kngiand 1978 im Wege der Gesetzgebung verallgemeinert. 1972 haben 
die west europäischen Staaten das Abkommen über die europäische Immu­
nität unterzeichnet. Die Lehre der funkzioneiien Immunität erschien auch 
in den sozialistischen Rechtsschöpfungen, so im § 47 des tschechsiowaki- 
schen fPR-Gesetzes vom Jahre 1963 und der poiinischen Zivilprozeß­
ordnung (§ 1111) von Jahre 1964. Das Gesetz vom Jahr 1961 über die 
Grundiagen der Ziviirechtsgesetzgcbung der Sowjetunion erkennt die 
relative Immunität als Erwiderung für den Fall an, wenn man in Bezug 
sowjetischer Staatsorgane in anderen Staaten im Zeichen dieser Kon­
zeption vorgeht. Die Institutionalisierung der Haftung des Staates für 
seine wirtschaftliche Verpflichtungen wird ansonsten auch in der sich 
im Rahmen der RGW entwickelnden Legislation stark betont.
Als eine konkrete Erscheinung dieser Tendenz w ird es in dem Muster­
statut des RGW für internationale W irtschaftsorganisationen in Bezug der 
Staaten die als Gründungsmitglieder auftreten (wie bekannt können auch 
Staaten als Mitglieder solcher Organisationen beitreten) erklärt, daß die 
Staaten in diesem Zusammenhang als zivilrechtliche Rechtssubjekte zu 
betrachten seien. Nachdem weiterhin das Abkommen von Moskau über 
die Aussenhandels-Schiedgcrichtsbarkeit der RGW-Staaten sich auch 
aul diese Rechtsinstitute bezieht (was in genannten Musterstatut expressis 
verbis zu Ausdruck gebracht wurde), ist es durchaus möglich, daß im 
Zuge der Streitfälle in Verbindung mit den fraglichen gemischten Unter­
nehmung auch Staaten vor das Schiedsgericht eines RGW-Staates kom­
men. Diese Tendenz und die Ursachen der Stärkung dieses Prozesses sind 
aus der Literatur wohl bekannt.-'*
a) Die /üiMMiMi/ä/ 6eb-<%/cMd ßMdcüL'el/ sie/i dms Müymi.seAe A'er/i/ — 
und dessen \orbild: das ungarische Rechtsdenken — di ediCiü eiyeMurdyew 
/reu/iecM .4ü/iigo/ifsaca.s'. Die klassische These der absoluten Immunität 
wirkt auch weiterhin (in der Literatur und Praxis zugleich), jedoch die 
für das Neue empfindlichen Authoren haben schon vor Jahren formuliert: 
die Antithese die sich aus dem Verhältnis von Staat und Wirtschaft in 
Bezug der Immunität heute ergibt, verneint die alte These, die materiellen 
(wirtschaftlichen) Rechtsverhältnisse und Rechtsstreite des Staates 
sprechen für die Synthese einer institutionellen Auflösung. Die Obigen 
rechtsvergleichenden Hinweise zeigen, wo man in anderen Ländern und in 
der internationalen Rechtssetzung die Synthese zu finden versucht. Die 
ungarische Entwicklung zeigt eigentlich im Kodex gleichfalls in diese 
Richtung, wenn auch mit nicht wenig Widersprüche. Der erwähnte 
kreative Antagonismus war auch in der Kodifikation der Immunität — 
bei der Geburt des entsprechenden Teiles des Gesetzbuches über das inter­
nationale Privatrecht — zugegen.-' Das ist nunmehr als geltendes Recht 
nicht nur positiv im Kodex spürbar. Nicht nur positiv, weil die Regelung 
ein widerspruchvolles, kompliziertes, mehrstufiges inneres Ringen zeigt, 
das man ohne Kenntnis des Hintergrundes dieses Ringens nicht leicht
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verstehen kann. Das bedeutet jedoch nicht, daß der Kodex keinen Fort­
schritt in dieser Frage der früheren Situation gegenüber darstcUcn würde. 
Die Meinung des Lesers und Rechtssuchenden kann jedoch sein — nach­
dem er den tatsächlichen Inhalt der gegebenen Regelung verstand -  daß 
er kaum dessen sicher sein kann, daß er alles von der Regelung wohl ver­
standen hat, bzw. er wird fragen: warum konnte der Gesetzgeber das 
alles nicht in einer mehr geschlossenen Struktur, klarer ausdrücken? Man 
kann darauf als Entschuldigung sagen, daß man nicht einmal in der 
Gesetzesfassung alles an einem Ort sagen kann, bei einer größeren, um 
fassenden Rechtsregel ist es begründet, eine Abfassung in entsprechendem 
inneren Svstem. mit Hauptregeln und Ausnahmen, mit allgemeinem und 
besonderen Teil zu wählen. Das macht zuweilet) kompliziert die gesetzge­
berische Stellungnahme in Bezug eines und desselben Problems zu er­
kennen und entsprechend anzuwenden. Das ist jedoch nur ein Fall der 
Möglichkeit und Notwendigkeit, daß der Fachmann der Theorie und 
Praxis die zeitgemäße und lebensnahe Verw irklichung der gesetzgeberi­
schen Konzeption in gleichmäßig kreativen rechtlichen Gesinnung fördere.
A) Wie gesagt, hat der Kodex iw any wi.srA0?; po.si/b A * e rD  in Bezug 
der Immunität einen bedeutenden Schritt vorwärts gemacht. Einer­
seits wurde die Immunität ausführlich geregelt, also der früheren Situation 
gegenüber eine geschriebene rechtliche Regelung geschalten. Andererseits 
— wenngleich widersprüchlich — gab er die Ausschließlichkeit der abso­
luten Immunität auf, und hat in mehreren Beziehungen den Weg zur 
funktionellen Immunität geöffnet.
Die reine — logisch und auch vom Aspekt der Gesctzeslassung wider- 
spruchlose — Lösung hätte sein können, daß der Kodex das Prinzip der 
relativen, beziehungsweise funktionellen Immunität eindeutig verallge­
meinert (wie zum Beispiel das tschechoslowakische Gesetz über das inter 
nationale Privatrecht), oder als Erwiderung mit allgemeinem Gepräge 
anwendet (w ie zum Beispiel die sowjetische Kodifikation). Das ungarische 
kodifikatorische Weiterschreiten erscheint aber in einer differenzierten 
Gesetzcsfassungs- und inhaltlichen Lösungen. Die Antwort des Kodexes 
entfaltet sich in vier Stufen.
w;J ln der ersten Stufe erfolgt die Bestimmung des auf die zivilrecht 
liehen Rechtsverhältnisse des Staates (als Rechtssubjekts) anzuwendenden 
Rechts. Nach § 17 ist ua/.so/rAe /ZecA/wer/w//ai.s.s'e r/e.s aw/wLfAca N/rw/c.-.' 
iw u/A/cweiweM -seit; cü/cws- 7/ccA/ nw-wrcw/cn. Drei .1 a.sw/A w<w .-.iw/jec/wA 
Aer/ca/ew/.' das Recht eines ausländischen Staates ist auch anzuwenden, 
wenn ,,a^ der Staat die Anwendung des ausländischen Rechts ausdrücklich 
akzeptiert hat Aoderdas Rechtsverhältnissichaufcinauslättdisches Grund­
stück bezieht, das Eigentum des Staates ist, oder das der Staat zu erwerben 
wünscht, r) oder das Rechtsverhältnis sich auf die Mitwirkung ein einer 
wirtschaftlichen Organisation mit ausländischer Beteiligung bezieht". Tat­
sache ist, das so noch zivilrechtliche Rechtsverhältnisse vieler Art unter 
der Herrschaft der absoluten Immunität bleiben. Die erwähnten Ausnah 
men sind aber wichtige und oft vorkommende Geschäftsformen, es war 
daher zweckmäßig die Anwendung des ausländischen materiellen Rechts
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für sie anzuerkennen. Das hat jedoch nur davon abhängig wirklich reeiien 
und vottständigen Sinn, wenn der Kodex in diesen Rechtssachen auch 
für die Jurisdiktion die funktionelle Immunität annehmen würde. Es ist 
aber keinesfalls so (wenigstens auf den ersten Blick). Was er — obwohl 
nicht zum ersten — zum ..vierten Btick" tut, wird von der später darzu- 
iegenden vierten Stufe ersieht)ich. Hier ist nur soviel festzustellen: es ist 
lebensfremd anzunchmen, daß wir zum Beispiel beim Ankauf eines Grund­
stücks im Auslande zwecks Errichtung einer Außenvertretung für den 
Kauf das materielle Recht des fraglichen ausländischen Staates anerkennen, 
für den etwaigen Rechtsstreit aber trotzdem feststellen, daß wir diesen zu 
Hause entscheiden, weil in Bezug der Rechtsstreite des Staates nur unser 
Forum anerkannt wird, wobei dieses Forum für die Angelegenheit eines 
sui generis staatlichen Organs unseres Landes ausländisches Recht an­
wenden würde. Es ist auch eine andere Auslegung möglich: die Geltend­
machung eines ausländischen materiellen Rechts beansprucht zugleich 
ausländische Zuständigkeit, d. i. die funktionelle Immunität ist sowohl in 
Bezug des anzuwendenden Rechts, wie auch in Bezug der Zuständigkeit 
anzuwenden. Die allgemoinwirkende Salbe der vierten Stufe wird — wie 
wir sehen werden — diese Konstruktion unterstützen. Diese Interpretation 
wird ferner der Abs. 2 des fraglichen § 17 inspirieren, wonach die obige 
Hauptthese (und die Ausnahmen) nur im Falle der Gegenseitigkeit geltend­
gemacht werden können. W ie der Moti venbericht betont: ,.auf internatio­
nale-privatrechtliche Verhältnisse des ausländischen Staates ist das Recht 
des betroffenen Staates nur im Falle der Gegenseitigkeit anzuwenden". Mit 
anderen W orten: nach außen werden wir im allgemeinen das ungarische 
Recht, also die funktionelle Anschauung anwenden, wir wissen ja, daß 
man im Auslande die Hauptthese des § 17, die mit der absoluten Immu­
nität beginnt, nicht befolgt.
M I n  der zweiten Stufe — in der Art der Formulierung der a?/.s- 
.wMie/MicAew a?zya/'/.sc/ze% — erscheint wieder ein Element aus
der endgültigen kodifikatorisc-hen Stellungnahme in Bezug der Immunität. 
Nach § 55 ..kann ausschließlich ungarisches Gericht oder andere Behörde 
Vorgehen. . . dj im Verfahren gegen den ungarischen Staat, ein Organ der 
Staatsmacht oder der Verwaltung, im Verfahren gegen einen ungarischen 
Staatsbürger, der im Auslande als diplomatischer Vertreter handelt, oder 
sonst Immunität von der Jurisdiktion genießt, wenn das Verfahren im 
Sinne eines internationalen Vertrages oder der Gegenseitigkeit im Aus­
lande nicht eingeleitet werden kann". Auf ersten Blick wieder eine strenge 
und eindeutige Rede: absolute Immunität nur mit sehr strikten Aus­
nahmen.
Dasselbe offenbart sich — nur alles umgekehrt — im Falle der az/.s- 
yc.se///o.s.sc//e/; Zz/.s/ä/z//;'yZ'c;7, da das Gesetz in den Rechtsstreiten des aus­
ländischen Staates nunmehr die ungarische Jurisdiktion ausschließt (§ 56). 
Wir sind zwar hier zu Lasten des fremden Staates ein wenig mutiger: wir 
verfahren in seinen Rechtssachen wenn er auf seine Immunität verzichtet, 
sogar w ird in derselben Sache unser Forum für die Gegenklage als zuständig 
betrachtet (§ 57). Zu Lasten des ungarischen Staates würde der Kodex
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Auch unter diesem Titel kein Verfahren zulassen, obgleich dies aus seiner 
allgemeinen Rechtsfähigkeit zu jeder Zeit mögiich ist.
Eine allgemeingültige Auflösung ist also nur im Wege des Verzichts 
möglich. Die durch internationalen Vertrag oder laut Gegenseitigkeit 
mögliche funktionelle Immunität kann sich nach dem Kodex nur auf die­
jenigen beziehen, die diplomatische Immunität genießen. Nur in ihren 
Rechtsstreiten kann ein anderer als eigener Staat Vorgehen, wenn der 
konkrete Rechtsstreit aus einem Rechtsverhältnis entsand, in dem man in 
der Ausübung einer nicht diplomatisch-öffentlichrechtlicher, sondern 
handeis- oder zivilrechtlichen Funktion handelte. Es ist bekannt, daß ein 
diesbezüglicher internationaler Vertrag, das Wiener Abkommen über die 
diplomatischen Beziehungen vom Jahr lütil auch in Ungarn ratifiziert 
wurde. Der 1 BR —Kodex übernimmt in seinen Paragraphen 55 und 5Ü 
die entsprechenden Bestimmungen dieses Vertrages. Was ist aber in 
anderen Rechsverhältnissen zivilrechtlicher Natur des Staates? Was ge 
schieht, wenn man die im Kodex deklarierte ausschließliche Immunität 
nicht honoriert? Überhaupt, wie können wir erreichen, daß ein fremdes 
Forum seine eigene Zuständigkeit auf Grund des § 55 des ungarischen 
Kodexes einschränke? Es kann leicht Vorkommen — sogar, wie wir cs 
sahen, ist das wahrscheinlich — daß unsere ausschließliche Zuständigkeit 
eine einseitige Deklaration bleibt. Würden wir in diesem Falle als Erwide­
rung die ausgeschlossene Immunität lockern? Das ist zufolge der stark 
eindeutigen Regelung kaum möglich. Das ungarische Recht würde sich 
also in eine ungleiche, also schwache Lage allen Staaten gegenüber ver­
setzen. die auch Ungarn betreffend nach der funktionellen Immunität ver­
fahren.
rMJ Da kommt die vierte Stufe, wo das Gesetzbuch im § 72 schließlich 
mit allgemeinem Charakter deklariert, daß die gegen den ungarischen 
Staat im Auslande getroffene Entscheidung anerkannt werden muß — 
neben dem Verzicht auf die Immunität und einer solchen Bestimmung des 
internationalen Vertrages — auch im Falle der Ccgcu.sei/iyCei?. genauer 
dann, wenn in der Angelegenheit ,,das ausländische Gericht (¡der eine 
ausländische Behörde . . . wegen Bestehens der Gegenseitigkeit Vorgehen 
konnte". Die Gegenseitigkeit bezieht sich hier nicht auf die zivil oder 
handelsrechtliche Rechtssachen der Organe die diplomatische Immunität 
genießen, sondern auf die zivilrechtliche Rechtsstreite aller Staatsorganc 
(man hat Zivilrechtssache zu verstehen, obgleich die fraglichen Gcsetzes- 
stelte ..zivilrechtliche" oder andere Einschränkung ähnlichen Inhalts 
nicht beinhaltet). Dazu, daß das Forum eines fremden Staates in einer 
zivilrechtlichen Rechtssache des ungarischen Staates auf Grund der 
Gegenseitigkeit verfahren könne, ist es sinngemäß notwendig, daß in der 
zivilrechtlichen Rechtssache des fremden Staates auch der ungarische 
Staat dasselbe tue. Das ist. was diese Gesetzesstelle sagen will. Kompli­
ziert wohl, aber hier sind wir bei der gegenseitig zugetassenen funktionellen 
Immunität: der Kodex empfiehlt hier quasi die Gegenseitigkeitspraxis 
der funktionellen Immunität. Besonders hat man dieses Öffnen durch das 
Tor der Reziprozität so aufzufassen, wenn wir berücksichtigen, daß man
178 FEREXCMADE
die Gegenseitigkeit nach der allgemeinen Regel des Kodexes im allgemeinen 
zu präsumieren hat: ,,\Venn eine Rechtsrege! die Anwendung des aus­
ländischen Rechts von der Gegenseitigkeit abhängig macht — sagt § 6, 
Abs. 2 — hat man die Gegenseitigkeit bis xum Beweis des Gegenteils als 
bestehend zu b e tra c h te n D a s  ist eine so allgemeine Bestimmung des 
neuen Kodexes des internationalen Privatrechtes, daß sie auch in Bezug 
des angeführten Satzes des § 72 mit diesem Inhalt zu verstehen ist. Der 
Ausdruck ..auf Grund der Gegenseitigkeit kann auch ein ausländisches 
Gericht. . . verfahren" umfaßt ja — wenn es wohl die Anerkennung der 
Zuständigkeit bedeutet, also strikt ausgelegt eine Jurisdiktionsnorm dar­
stellt — in dem gegebenen Kreise auch die Anwendung beziehungsweise 
die Annahme der dies bezweckenden ausländischen rechtlichen Regelung.
Aus all diesen Umständen folgt unserer Meinung nach, daß man in 
den Zivil und handelsrechtlichen Rechtsverhältnissen alle Umstände des 
Falles berücksichtigend — folgendermaßen Vorgehen kann: 1. man kann 
auch die ausländische Beurteilung der fraglichen Rechtsstreite annehmen, 
die ansonsten in den Kreis der ausschließlichen ungarischen Zuständig­
keit gehüren, 2. nachdem dies auf der Gegenseitigkeit beruht, kann auch 
das ungarische Gericht den Zivilrechtsstreit eines solchen ausländischen 
¡Staates beurteilen, der ansonsten in den Kreis der ausgeschlossenen Zu­
ständigkeit gehörte. Die Gegenseitigkeit ist also — neben den Verzicht auf 
die Immunität — die andere Hauptkategorie, die andere allgemeine Auf­
lösung. Die laut ungarischen Interessen rationelle Anwendung dieser 
Lösung ist es, die man nach der dargelegten Regelung fies Kodexes in der 
Rechtspflege zu fördern hat.
Iß. Die A??er/:eMMMH;7 a?;c/ Fo//.s7rerUM?u/ Jer r/i.s-rAea ¿DVei/e aad
DM/sr AeiJiOijye?; i.si — wie auch in inländischer Beziehung — M,'eMiy.s7eM.s 
Duieyu -  für jeden vor das Gericht oder vor eine andere Behörde kommen­
den Rechtsstreit.
u j Inderrationellcn \ erwirklichungeinesauch internationales Element 
beinhaltenden Rechtsverhältnisses ist natürlich nicht das Gerichtsurteil die 
alleinige Garantie. Die in den Bereich der international-privatrechtlichen 
und international-wirtschaftlichen Beziehungen gehörenden Geschäfte 
werden meistens auf Grund freiwilliger Rcchtsbefotgung verwirklicht. 
Die Rolle des Rechts ist in diesem Zusammenhang die Bedingungen, Ver­
fahrensformen, zu befolgenden Verhalten zu bestimmen, die es von den 
einzelnen Rechtssubjekten erwartet. Das Recht organisiert, fördert also 
die fraglichen Formen der internationalen Beziehungen. Die staatliche 
Zwangsmaßnahme, das Gerichtsurteil oder die Entscheidung anderer 
Organe und deren Vollstreckung sind nur ultima ratio — wie die schöne 
lateinische Formulierung der Gewalt in der internationalen Politik lautet: 
..ultima ratia regis". in diesem Sinne muß man sagen, daß die Anerken­
nung und Vollstreckung der ausländischen Urteile wenigstens Omega der 
vor das Garicht gebrachten Rechtsstreite ist. Ohne Anerkennung und 
Vollstreckung der ausländischen Urteile würde der ganze rechtliche Mecha­
nismus funktionsunfähig sein.
Neben der allgemeinen Erscheinung der freiwilligen Rechtsbefolgung
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müssen wir nach darauf hinweisen, daß die Moral der freiwilligen Erfül­
lunginden internationalen handelsrechtlichen Streitfällen — insbesondere 
seitens der sozialistischen Länder — sehr stark ist. Das folgt auch aus dem 
wirtschaftlichen Umstand, daß eine Firma, die ihre Verpflichtungen miß­
achtet, besonders solche die sie zufolge eines Gerichtsurteils erfüllen müßte, 
auf dem internationalen Markt in eine sehr schwere Lage versetezt wird. 
Doch kommt es zu Zwangsmaßnahmen, zum Beispiel zu Vollstreckung, 
eventuell gegen einen zahlungsunfähigen Schuldner. In anderen Angelegen­
heiten — familiensrcchtlichen Fällen, Unterhalts- und Unterbringungs­
prozessen — ist die gerichtliche Maßnahme und deren Vollstreckung noch 
häufiger.
Die ausländischen Urteile und Entscheidungen können selbstverständ­
lich nicht nur als rechtliche Angelegenheiten betrachtet werden. Der Grund 
liegt auf der Hand: wenn die Gerichtsurteile und behördlichen Entschei­
dungen nötigenfalls nicht vollstreckbar wären, würde der internationale 
wirtschaftliche und Personenverkehr versagen. Obgleich, wie wir auch in 
ungarischer Beziehung sehen werden, die innere Gesetzgebung im Interesse 
der Anerkennung und Vollstreckung bedeutend ist, entfaltete sich auf 
diesem Gebiet eine beachtliche internationale Kodifizierung. Eine Gruppe 
der in diesem Kodifikationsvorgang entstandenen Vereinbarungen bildet 
die Kategorie der Rechtshi 1 feabkomtuen. in eine andere Gruppe gehören 
die Abkommen des internationalen Handels, während eine dritte 
Gruppe besteht aus solchen internationalen Verträgen, die auf anderen 
Gebieten die Vollstreckung ausländischer Urteile und behördlicher Ent­
scheidungen regeln. Darunter sind zum Beispiel nicht weniger bedeutende 
Abkommen, wie zum Beispiel das Haager Abkommen über Anerkennung 
und Vollstreckung von Urteilen in Unterhaltsprozessen, das mit der Ge­
setzesverordnung Nr. 7 \om Jahre 1965 verkündet wurde, oder das New 
Yorker Abkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländi­
scher Schiedssprüche, das mit der Gesetzesverordnung Nr. 25 vom Jahre 
1962 in Ungarn ratifiziert wurde.
^  ^ Sowohl die Theorie wie auch die Praxis (ebenso die ungarische 
Kodifikation) unterscheiden M??d Po/Zs/rec/hcMy aM.s-
/ä?M7L-c/;er Ur/ei/e. Obgleich die Vollstreckung die Anerkennung als Be­
dingung voraussetzt, bildet die letztere an und für sich ein selbständig 
bestehendes wichtiges Institut. Der überwiegende Teil der ausländischen 
Urteile — wie in allgemeinen aller Urteile — wird ohne Vollstreckung er­
füllt. Das gilt für die ausländischen Urteile in Bezug der inländischen As­
pekte in dem Falle, wenn deren Geltung auch im Inland anerkannt wird. 
Durch Anerkennung und ohne Vollstreckung werden folgende Urteile 
wirksam: Feststellungsurteile (gerichtliche Feststellung der Vaterschaft). 
Urteile und ausländische Entscheidungen die über den Personenstand 
gefällt und getroffen wurden (zum Beispiel Ehescheidungsprozesse, Ent­
scheidungen in Adoptionsfällen u.s.w.), Auflösung, Liquidierung von 
Handelsgesellschaften (Unternehmen), also die sogenannten konstitutiven 
Entscheidungen die dem Rechtstatus der betroffenen meritorisch ändern. 
Zahlreiche, sogar vielleicht die meisten vermögensrechtlichen Urteile
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kommen gleichfalls ohne Vollstreckung durch freiwillige Befolgung zur 
Geltung. Das Urteil, das den Rechtsstreit mit der Abweisung der Klage 
abschließt, bedarf keiner Vollstreckung. Die Anerkennung bedeutet im 
Falle solcher ausländischen Entscheidungen, daß wir die in diesen fest- 
gestellten rechtlichen Situationen auch hinsichtlich der inländischen Folgen 
als anzuerkennend betrachtern. Wenn zum Beispiel das sowjetisch­
ungarische Rechtshilfeabkommen erklärt, wie es tatsächlich der Fall ist, 
daß Scheidungsurteile beide Vertragsstaaten gegenseitig anerkennen, kann 
das sowjetische Urteil der ungarischen Prozeßpartei in Scheidungsprozeß 
ungarischersiets nicht strittig gemacht werden (scharf formuliert: sic muß 
sich nicht auch zu Hause scheiden lassen), die ungarischen Organe (Standes­
ämter) haben ihre Ehefähigkeit anzuerkennen. Es ist eine andere Frage, 
daß das Standesamt das zuständige Organ (Justizministerium. Amt 
der Ratsorgane) zwecks einer Erklärung ersuchen kann: zwecks jener 
nämlich, dass die Anerkennung des Urteils nach den Rechtshilfeabkommen 
entsprechend rechtmäßig ist.
Die Vollstreckung bedeutet aber mehr. Sie bedeutet einerseits die 
Untersuchung des Umstandes, ob das Urteil auf Grund des inneren Rechts 
oder eines internationalen Vertrags anzuerkennen ist. Andererseits, ob das 
ersuchte Heimatorgan auf Grund des inneren Rechts oder eines internatio­
nalen Abkommens auch die notwendigen staatlichen Zwangsmaßnahmen 
einzuleiten hat. Die letzteren sind siingemäß im Falle solcher rechtsord­
nenden Entscheidungen begründet, die begrifflich verschiedene Maß­
nahmen, zum Beispiel Leistung einer Zahlung notwendig machen, da 
der Schuldner freiwillig zu zahlen nicht geneigt ist. Die Vollstreckung 
taucht in diesem Sinne entscheidend in vermögensrechtlichen Angelegen­
heiten aui.
Nachdem die Vollstreckung staatliche Zwangsmaßnahmen bedeutet, 
ist auch ihr Bedingungssystem anders als des der Anerkennung; un ter 
anderem ist auch darin das verschiedene Gepräge der zwei In s titu te  zu 
sehen. W ährend die Bedingung der Anerkennung im allgemeinen nur darin 
besteht, daß es nicht um einen Rechtsstreit handele, für den das innere 
Gericht anschließliche Kom petenz gehabt hä tte  (§ 70 des Kodexes), setz 
die Vollstreckung einen internationalen Vertrag oder eine entsprechende 
Praxis der Reziprozität voraus (§ 74 des Kodexes).
cj Die innere Regelung der AHcr/c/ocawy ausländischer Einrichtungen 
finden wir un ter dem Titel ..Anerkennung und Vollstreckung ausländischer 
Entscheidungen" in § 70—73 des Kodexes. Die H auptbestim m ungen 
könnten wir wie folgt zusammenfassen.
Im Sinne der Hauptreget ,,müssen die Entscheidungen ausländ­
ischer Gerichte oder anderer Behörden, wenn diese Gesetzesverordnung 
keine entgegengesetzte Bestimmung beinhaltet, in solchen Angelegenhei­
ten anerkannt werden, für die kein ungarisches Gericht oder andere Be­
hörde ausschließliche Zuständigkeit hat" (§ 70, Abs. 1). Das bedeutet 
also, daß in solchen Rechtsstreiten, in denen die Zuständigkeit des ungar­
ischen Gerichts ausschließlich ist, worüber wir oben berichteten (§ 109), 
die ausländische Entscheidung in Ungarn nicht anerkannt werden kämm.
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Das ))edeutet natürlich nicht, daß solche Entscheidungen in Auslände 
nicht wirksam wären, der Kodex betrachtet sie nur in Bezug der Folgen in
1 ngarn als irrelevant.
In einer solchen Lage ist das gesuchte rechtliche Ziel itn allgemeinen 
nur dadurch zu erreichen, daß die Parteien in der Angelegenheit auch in 
Ungarn ein Verfahren in die Wege leiten, ln  Ungarn wird die das so anger­
egte Verfahren abschließende Entscheidung maßgebend sein.
M Nachdem  also die ausschließliche Zuständigkeit eine solche doppe) 
te Situation zustande bringen kann (ein ausländisches und ein inländisches 
Urteil), nachdem ferner der wachsende internationale Verkehr die Tendenz 
der möglichen rechtlichen Vereinheitlichung fördern, werden die aus­
ländischen Entscheidungen auch in zahlreichen solchen Kategorien aner 
kannt, in denen das Recht grundsätzlich die innere Zuständigkeit bean­
sprucht hätte. Die Zahl und Gewicht der /Donm/mteM von der Hauptrege] 
wächst. Diese Tendenz spiegelt sich auch im ungarischen Kodex. Absatz
2 des § 70 besagt nämlich, daß es in Fällen ausnahmenartig festgesetzter 
Bedingungen auch in solchen Rechtsstreiten zur Anerkennung der aus 
ländischen Entscheidung kommen kann, die ansonsten in die ausschließ­
liche ungarische Kompetenz gehören. Die Entfaltung dieses Satzes finden 
wir in § 71 und den darauffolgenden Paragraphen.
wmj Für den Kreis der den Personenstand betreffenden Prozesse 
wird im § 71 besagt, daß ausländische Entscheidungen in folgenden Auge- 
legenheites anerkannt werden müssen: Ehescheidungsprozeß eines un­
garischen Staatsbürgers, der seinen Wohnsitz in Auslande hat. ö j Ent 
miindigung. Aufhebung der Entmündigung in Falle eines im Auslande 
wohnenden ungarischen Staatsbürgers. Genehmigung und Aufhe­
bung der Adoption eines ungarischen Staatsbürgers durch ein ausländisches 
Gericht oder andere Behörde, vorausgesetzt, daß der Annehmende aus­
ländischer Staatsbürger ist. und die ungarische Vormundschaftsbehürdc 
die Adoption gutgeheißen hat.
So muß man als Fortsetzung der obigen die Entscheidung des 
ausländischen Gerichts oder anderer Behörde anerkernen, die gegen den 
f/MyanacAeM Mrnd oder einen ungarischen Staatsbürger der im Auslande 
als diplomatischer Vertreter fungiert, oder sonst die Immunität genießt, 
vorausgesetzt, daß der Ungarische Staat auf die Immunität ausdrücklich 
verzichtet hat, oder im Falle der Gegenseitigkeit auch das ausländische 
Gericht oder eine andere Behörde Vorgehen kann: in dem Falle muß in 
demselben Rechtsverhältnis auch die Gegenklage — Entscheidung aner­
kannt werden. Die Vollstreckung der Entscheidung in einen solchen Ver­
fahren ist aber nur dann möglich, wenn der Ungarische Staat auch auf 
die Immunität von der Vollstreckung ausdrücklich verzichtet hat. In 
diesen Regeln handelt es sich wieder, wie ersichtlich um eine Seite der 
Immunität, deren umfassende Erörterung wir oben vornehmen konnten.
Aber auch die nach den obigen anzuerkennenden Entscheidungen 
können nicht anerkannt werden — wie es itn § 73 des Kodexes besagt 
wird — ..wenn o d i e  Anerkennung der Entscheidung gegen die ungarische 
öffentliche Ordnung verstoßen würde, 6^ ) wenn das Gericht au f Grund einer
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Zuständigkeit verging, die nach dem Recht des nusiändischen Staates 
nicht citnna) gegen seine eigene Staatsbürger (juristische Personen) zu- 
lässig ist. die Partei, gegen die die Entscheidung getroffen wurde, am 
Verfahren weder persönlich. noch durch ihren Vertreter teihiehmen konnte, 
ob wegen der Unregelmäßigkeit des Verfahrens, ob deswegen weil die 
Ladung au f ihrem W ohnort (Sitz) ihr oder ihrem Beauftragten nicht zuge- 
steilt wurde, wenn das ungarische Gericht au f Grund des gieichen Sach 
Verhalts über das gleiche Recht zwischen den gieichen Parteien bereits 
früher eine rechtskräftige Entscheidung getroffen hat, c j wenn vor der 
Eröffnung des ausländischen Verfahrens vor einem ungarischen Gericht 
oder anderer Behörde in der Beziehung der gleichen Parteien au f Grund 
des gleichen Sachverhalts im Hinblick auf das gleiche Recht ein Verfahren 
eröffnet worden ist.'
d) Die wichtigeren Bestimmungen über die Pfd/.drerGiHy der aus­
ländischen Urteile und Entscheidungen waren bis zum Erscheinen des 
Kodexes in der Zivilprozeßordnung und in der früheren Rechtsregel über 
die Vollstreckung (Gesetzesverordnung Nr. 21. vom -Jahre 1033) gegeben. § 
36! der ZPO besagt, daß die Normen der gerichtlichen V ollstreckung im 
allgemeinen auch auf die Geltung und Vollstreckung der Schiedsgerichts­
urteile maßgebend sind, ln Bezug der l'rteilc des Schiedgerichts der 
Handelskammer wird diese Regel im § 364 wiederholt. Alle andere Voll 
Streckungsbestimmungen waren in der Gesetzverordnung über die Voll­
streckung zu finden, in dessen langen § 20!). Nachdem man aber bei der 
Kodifikation unter anderem das Prinzip durchsetzen wollte, daß das 
Gesetzbuch des internationalen Privatrechts alte hierher gehörenden, 
aber bisher in anderen Rechtsregeln verstreut auffindbaren Regel umfassen 
soll, wurden auch die Normen der Anerkennung und Vollstreckung aus­
ländischer Urteile und Entscheidungen im Neuen I PR-Kodex geregelt 
(Kapitel IN). Nachdem ferner 1070 ein neues Vollstreckungsgesetz er­
schien, (Gesetzesverordnung Nr. 18. vom Jahre 107!)), das auch nach dem 
Gesetzbuch über das internationale Privatrecht geschaffen wurde, war es 
logisch darin auf das entsprechende Kodex-Kapitel zu verweisen, und die 
früheren Normen des Vollstreckungsgesetzes über die Bedingungen der 
Vollstreckung ausländischer Urteile im neuen Gesetz nicht mehr zu wieder­
holen. Das ist die Erklärung des Hinweises der neuen Vollstreckungsord- 
nutig im § 113 auf die ,.Sonderregelung" (,,Die Entscheidung eines aus­
ländischen Gerichts oder Schiedsgerichts kann in dem IAdle vollstreckt 
werden, wenn dies durch eine Sonderregelung möglich gemacht wird."). 
Wie der bezügliche Teil des Vlotivenberichts sagt: ,,ln Bezug der Bedin­
gungen der Vollstreckung weist der Entwurf auf eine Sonderregelung hin. 
Diese Sonderregelung ist in erster Linie die Gesetzverordnung Nr. 13. 
vom Jahre 1070 über das internationale Privatrecht."
Was sagt nunm ehr das Gesetz über das internationale Privatrecht ( 
Es handelt sich wirlich um die eindeutigen gesetzlichen Bedingungen der 
Vollstreckung. Der Text des Kodexes (§ 74) lau te t: ..Die rechtskräftige 
Entscheidung eines ausländischen Gerichts oder anderen Behörde über einen 
vermögensrechtlichen Anspruch oder über die U nterbringung eines Kindes
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können im ['alle eines internationalen Vertrages oder der Gegenseitigkeit 
vollstreckt werden. ' Absatz 3 macht klar, daß die Vollstreckungsbestim- 
mungen sich auch auf die Schicdsgerichtsentscheidungen beziehen. Durch 
die angeführte Regel wird klar ..mitgeteilt", daß die Entscheidung eines 
ausländischen Gerichts in Ungarn nicht ohne weiteres vollstreckt werden 
kann, worin das ungarische Recht nur der allgemeinen internationalen 
Praxis folgt. Sie bedeutet jedoch nicht, daß das ungarische Recht die Voll­
streckung ausländischer Entscheidungen in Ungarn als Hauptgrundsatz 
ablehnt. Es erübrigt sich auf die inhaltlichen Gründe hinzuweisen, die 
wir oben ohnehin erörtert haben. Die früher erwähnte Bestimmung der 
Rechtsnorm faßt die Bedingungen zusammen, bei deren Vorhandensein 
der ungarische Staat auch die Zwangsmaßnahmen der Staatsorgane in 
Anspruch nimmt um die in dem betroffenen Urteil vorgesehene materiell- 
rechtliche Regelungzu verwirklichen. Die Bedingungen: 1. Die Entschei­
dung muß vermögensrechtliche Ansprüche zum Gegenstand haben (ein­
zige Ausnahme im Bereich der immateriellen Rechtsstreite bildet die 
Unterbringung eines Kindes), 2. sie muß rechtskräftigsein, 3. die Anordnung 
und Durchführung der Vollstreckung muß ein gültiger internationaler 
Vertrag mit dem Staat des ausländischen Gerichts vorschreiben. 4. oder 
mangels eines solchen Vertrages muß die Gegenseitigkeit in der Voll­
streckung der Entscheidungen durch den Justizministcr bestätigt 
werden (§ 74, Abs. 2 beansprucht nämlich das tatsächliche Bestehen der 
Reziprozität, die einfache Vermutung ist also nicht genügend: ,,Das 
Bestehen der Gegenseitigkeit wird durch den Justizminister in einer für 
die Gerichte oder andere Behörden verbindlichen Erklärung bestätigt"). 
Der zweite Satz von § 74. Abs. 2 ist eigentlich schon eine Überversicherung, 
wonach ,,auch im Falle der Gegenseitigkeit kann keine Vollstreckung statt­
finden, wenn die Fntscheidung des ausländischen Gerichts oder anderer 
Behörde auf Grund der Oesetzesverordnung nicht anerkannt werden kann . 
Es liegt nämlich auf der Hand, daß die Vollstreckung eines Urteils das 
nicht anerkannt werden kann, schon begrifflich unmöglich sein muß.
e) Foa dew ;;;/er;;a/;oaaJca Fer/räye?;, die in de;; Z?ere;c/; der ;;;/er;m/io- 
;Mde;; M ;r/.se/;g/7.s(;ez;e/;;;;;ye;;, de# HM/?eM/;n;;dc/.s <ye/;öre;;, ist an erster Stelle 
das RGW -Abkommen über die Schiedsgerichtsbarkeit vom Jahre 1Ü73. 
als für Ungarn auch wegen der Häufigkeit der praktischen Anwendung 
internationales Instrument zu erwehnen. Die wichtigsten mcritorischen 
Bestimmungen des Abkommens betreffen die Anerkennung und Voll­
streckung der Schiedsgerichtsurteile — im allgemeinen der Entschei­
dungen des Schiedsgericht der nach den Sitz der jeweiligen beklagten 
Partei zuständigen Handelskammer. Die Hauptrege! wird im Artikel 1V 
formuliert, wonach nämlich die Entscheidungen der Schiedsgerichte end­
gültig und verbindlich sind, die Parteien führen sie freiwillig durch. Die 
Anerkennung und Vollstreckung betreffend lautet der zweite Absatz 
desselben Artikels, daß die Entscheidungen der Schiedsgerichte ohne jed­
wedes weiteres Verfahren als anerkannt betrachtet werden, und in allen 
Vertragsstaaten vollstreckbar sind, ebenso wie die rechtskräftigen Ent­
scheidungen der staatlichen Gerichte des Erfüllungsstaates". Die dritte
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ähnlich bedeutende Vorschrift des Artikels im fünften Absatz besagt, daß 
man die Vollstreckung der durch die Schiedsgerichte gutgeheißenen E nt­
scheidungen und Vergleiche binnen zwei Jahren beantragen kann. Die vierte 
Regel ist schon im V. Artikel zu finden, wonach die Ablehnung der Voll­
streckung einer schiedsgerichtlichen Entscheidung ausnahmeweise in 
folgenden Fällen möglich gemacht wird: 1. Wenn die Entscheidung mit 
Verletzung der im Abkommen geregelten Kompetenzen getroffen wurde. 
2. oder die jenige Partei, gegen die die Entscheidung getroffen wurde, 
beweist, (laß sie ihre Rechte wegen Verletzung der Verfahrensregel des 
Schiedgerichtes, oder zufolge anderer Umstände, die sie nicht abwenden und 
darüber das Schiedsgericht nicht verständigen konnte, ihre Rechte zu ver­
teidigen nicht imstande war, 3. oder die Partei, gegen die die Entscheidung 
getroffen wurde, beweist, das man die Entscheidung auf Grund der inneren 
Rechtsnorm des Staates wo das Urteil gefällt wurde, außer Kraft gesetzt, 
oder seine Vollstreckung ausgesetzt hat.
Die internationale Schiedsgerichtsbarkeit wird auch in außenhandels- 
geschäften außerhalb der Wirtschaftsbeziehungen der RGW-Staaten 
häufig in Anspruch genommen — und zwar sowohl in der institutionellen 
Form, wie durch ad hoc Schiedsgerichte. Diesbezüglich wurde das Ab­
kommen von New Vork über die Anerkennung und Vollstreckung aus­
ländischer Schiedsgerichtsurteile in der Gesetzesverordnung Nr. 25 vom 
Jahre 1962 promulgiert. Die Hauptbestimmungen des Abkommens sind: 
1. einerseits wird das Recht der Parteien zum Schiedsgerichtsverfahren 
durch die Vertragsstaaten anerkannt. 2. nach der anderen zentralen Regel 
des Abkommens ,.werden die Schiedsgcrichtsentscheidungen durch alle 
Vertragsstaaten verbindlich anerkannt, und nach den Verfahrensregeln 
desjenigen Gebieten vollstreckt, wo die Anerkennung und Vollstreckung 
der Schiedsgerichtentscheidung beantragt wird * (Artikel III). 3. Wir 
haben ferner auf die Bedingungen hinzuweisen, die die Ablehnung der 
Anerkennung und Vollstreckung auch hier ermöglichen. Das sind vielerlei. 
Die wichtigeren sind: Hange! der Handlungsfähigkeit, Versäumnis der 
Benachrichtigung in Zusammenhang mit der Nominierung des Schieds­
richter, Urteilsfällung in einem Rechtsstreit, worauf die Schiedsklausel 
des Vertrages nicht anzuwenden war, die Zusammensetzung und das Ver­
fahren des Schiedsgerichts entsprechen nicht der Vereinbarung der Par­
teien, die Schiedsgerichtsentscheidung ist noch nicht verbindlich geworden, 
oder die zuständige Behörde des Landes, in dem oder dessen Recht bei 
der Urteilsfällung angewendet wurde, die Entscheidung außer Kraft ge­
setzt eder suspendiert hat.
Die gegenseitige Vollstreckung von ausländischen Urteilen im Kreise 
des internationalen Wirtschaftsverkehr ist ferner noch auf Grund des 
Artikels 56. des Berner Abkommens vom Jahre 1961 über Warentransport 
auf der Bahn möglich, nachdem es in Ungarn in der Gesetzesverordnung 
Nr. 30. vom Jahr 1964 promulgiert wurde.
f) Von den Uc/cn anderen in/ernu/ioaa/en FereinAarnngen die auch die 
Anerkennung und Vollstreckung von ausländischen Urteilen und behörd­
lichen Entscheidungen regeln.
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w/J sind vor Aden Dingen die Rcchtshilfeabkommen zu erwähnen. 
Die Bedingungen der gegenseitigen Anerkennung und Vollstreckung der 
vermögensrechtlichen Entscheidungen werden in den mit allen europäi­
schen sozialistischen Staaten bestehenden bilateralen Rechtshilfeabkom 
tuen eingehend geregelt, obgleich diese einerseits im Wortlaut, anderer­
seits in gewissen Zusammenhängen bedeutende Abweichungen aufweisen. 
Eines ist aber in ihnen gemeinsam: die in zivil- und familienrechtlichen 
gelallten Urteile werden ohne meritorische Revision anerkannt und Voll­
streckung ist im allgemeinen das Recht des Landes maßgebend, dessen 
Organ die Vollstreckung durchführt. Die Abkommen regeln auch den Pro­
zess der Anordnung der Vollstreckung eingehend wie zum Beispiel die 
zum Antrag beizufügenden Abschriften und Dokumente, welche Ein­
wände ih Bezug den Vollstreckung gemacht werden können, beziehungs­
weise in welchen Fällen die Anerkennung und Vollstreckung der ausländ­
ischen Entscheidung ausnahmsweise verweigert werden kann (das sind 
die schon bekannten Fälle: wenn die Entscheidung nicht rechtskräftig 
ist, wenn der Schuldner ohne sein eigenes Verschulden am Verfahren nicht 
teilgenommen hat. wenn es um res judicata handelt).
M Relativ viele bilaterale Verträge beziehen sich auf die Vollstreckung 
der Prozeßkosten, der Entscheidungen und Vergleiche in Nachlaßver­
fahren und anderen konkreten Rechtsstreiten (solche bilaterale Verträge 
sind zwischen Ungarn und zahlreichen sozialistischen und nicht Sozialist - 
sichen Ländern in Kralt).
cc  ^ Besonders erwähnenswert ist das Haager Prozeßrechtabkommen, 
das in Ungarn durch die Gesetzesverordnung Nr. 8 vom Jahre 1966 ver­
kündet wurde. Die meisten Bestimmungen dieses multiliteralcen Vertrages 
zielen auf die Anerkennung und Vollstreckung der Entscheidungen, die 
Verurteilung zu den Prozeßkosten beinhalten, ab. Die zuständige Behörde 
erklärt die Prozeßkosten — auf Antrag, der auf diplomatischem Wege 
unterbreitet wird — kostenlos für vollstreckbar, und führt die Vollstreck­
ung durch.
rMSchließlich müssen wir das durch die Gesetzesverordnung Nr. 7 
vom Jahre 1963 auch in Ungarn promulgierte Kinderunterhaltsabkommen 
von Haag erwähnen. Das Abkommen bestimmt, daß die Vertragsstaaten 
die beiderseitige Anerkennung und Vollstreckung solcher Urteile gewähren, 
die auf internationalen oder inländischen Antrag in Bezug des Unterhalts­
anspruchs von ehelichen oder unehelichen, beziehungsweise adoptierten 
nicht verheirateten Kindern unter 21 Jahren gefällt wurden. In den Ver­
tragsstaaten können solche Urteile ohne meritorische Revision anerkannt 
und vollstreckt werden, wenn 1. die Behörde die die Entscheidung traf, 
dafür zuständig. 2. und die Ladung ordnungsgemäß war. 3. die Entschei­
dung rechtskräftig ist, 1. wenn keine res judicata feststellbar ist. 5. wenn 
die Entscheidung nicht gegen die öffentliche Ordnung desjenigen Staates 
verstößt, in dem nan diese geltendmachen will.
Es muß nicht separat betont werden, daß dieses multilaterales Ab 
kommen zufolge des immer größeren internationalen Personenverkehrs 
eine große Bedeutung hat: daher sind neben Ungarn zahlreiche Staaten
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dem Abkommen beigetreten. Wenn eine solche Vollstreckung zu Lasten 
einer ungarischen Partei erfolgt, wird die Transferierung mittels devisen­
behördlichen Verfahrens im Wege der Ungarischen Außenhandelsbank 
durchgeführt.
y) Wir haben schon früher darauf hingewiesen, wie die 
;??; //¿/und erfolgt, in dem konkreten Fall in der Form der Transferierung 
des Unterhaltsbeitrags des Schuldners in Ungarn. Die allgemeine Regel 
wird im § 21 ü des Vollstreckungsgesetzes formuliert: 1. die ausländische 
Entscheidung wird auf Grund eines Vollstreckungsblattes vollstreckt. 2. 
Das Blatt wird im Zuge des Vollstreckungsverfahrens durch das nach 
Wohnsitz des Schuldners zuständige Kreisgericht ausgestellt, wenn es 
sich um einen allgemeinen zivil- beziehungsweise vermögensrechtlichen 
Anspruch handelt. 3. Wenn das Vollstreckungsverfahren auf Grund eines 
ausländischen Schicdsgerichtsurteils erfolgt, und es freilich um einen ver­
mögensrechtlichen Anspruchs geht, wird das Vollstreckungsblatt auf Grund 
des Urteils oder das Vergleichs des Schiedsgerichtes durch das Haupt­
städtische Gericht ausgestellt. Im weiteren erfolgt die Vollstreckung des 
Urteils itn Wege des im inländischen Recht gewohnten Verfahrens. Wenn 
der Votlstreckungsschuldncr in Ungarn ist, kann der ausländische Berechtig­
te über die eingetriebene Geldsumme mit Rücksicht auf die devisenrecht­
lichen Vorschriften verfügen.
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T H E  FIR ST  H U N G A R IA N  CODE ON PR IV A T E  IN TER N A TIO N A L L A W
by
P R O F . F E R E N C  M Á D L 
S u m m ary
.July t, 1979 th e  first H u n g a rian  code on  p riv a te  in te rn a tio n a l law  e n te red  in to  force. 
T he f irs t p a r t  o f th e  s tu d y  deals w ith  th e  cod ification  p rocess o f  th is  field  o f  law . T h e  second 
p a r t  p ro jec ts  th e  system  o f  th e  code. T h e  th ird  p a r t  d eals f irs t th e  m ain  p rinc ip les  a n d  in ­
s ti tu tio n s  o f  th e  code (ch arac te riza tio n , renvo i, n o n -ap p lica tio n  o f  foreign  law  e tc ). T h en  th e  
a u th o r  discusses th e  m ain  socalled specia l p a r t  issues o f  th e  reg u la tio n  su ch  as persons, por- 
p e rty , fam ily  law , succession, lab o u r law , c o n tra c ts , liab ility , p ro ced u re , souvereign  im m u n ity , 
recognit ion an d  enfo rcem en t o f  foreign  co u rt an d  o th e r  decisions.
П Е РВ Ы Й  В Е Н Г Е Р С К И Й  К О Д ЕК С  М Е Ж Д У Н А РО Д Н О ГО  ЧАСТНОГО П РА В А
Проф. ФЕРЕНЦ МАДЛ 
Сводка
Первого толя 1979-ого года первый венгерским кодекс международного част­
ного права вступил в силу.
Первая часть учения занимается процессом правого урегулирования этой об­
ласти права. Вторая часть показывает систему кодекса. Третья часть сперва зани­
мается главными основами и принципами кодекса (квалификация, обратная отсылка, 
неприменение иностранного права и так дальше).
После этого автор излагает -  главные -  так называемые темы особенной части 
урегулирования, например лица, право собственности, семейное право, наследствен­
ное право, трудовое право, договоры, ответственность, порядок, иммунитет году- 
дарства, признание и принудительное исполнение иностранных судебных и иных 
решений.
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